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Nr. 99 Ordnung für das Verfahren zur Aner- 
 kennung des Leids

Präambel

Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen. Sexuel-
ler Missbrauch an Minderjährigen sowie an schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen – gerade wenn 
Kleriker, Ordensleute oder Beschäftigte im kirch-
lichen Dienst solche Taten begehen –, erschüttert 
nicht selten bei den Betroffenen und ihren Ange-
hörigen sowie Nahestehenden und Hinterbliebenen 
das Grundvertrauen in die Menschen und in Gott. In 
jedem Fall besteht die Gefahr schwerer physischer 
und psychischer Schädigungen. Erlittenes Leid kann 
nicht ungeschehen gemacht werden.

Im Bewusstsein dessen, in Umsetzung der Erkennt-
nisse der MHG-Studie und in Weiterentwicklung des 
Verfahrens zur Anerkennung des Leids ergeht des-
halb diese Ordnung für das Verfahren Anerkennung 
des Leids, die die bisher geltenden Regelungen zum 
Verfahren zu Leistungen in Anerkennung zugefügten 
Leids ablösen.

Durch die materiellen Leistungen soll gegenüber den 
Betroffenen zum Ausdruck gebracht werden, dass 
die deutschen Bistümer Verantwortung für erlit-
tenes Unrecht und Leid übernehmen. Die primäre 
Verantwortung zur Erbringung von Leistungen liegt 
beim Täter. Überdies gibt es auch eine Verantwor-
tung der kirchlichen Institutionen über den einzelnen 
Täter hinaus. Die Leistungen in Anerkennung des 
Leids werden durch die Diözesen in Deutschland als 
freiwillige Leistungen und unabhängig von Rechts-
ansprüchen erbracht. Dies geschieht als Zeichen der 
institutionellen Mitverantwortung und zur Sicherstel-
lung von Leistungen an Betroffene ohne eine gericht-
liche Geltendmachung und insbesondere, wenn nach 
staatlichem Recht vorgesehene Ansprüche gegen-
über dem Beschuldigten wegen Verjährung oder Tod 
nicht mehr geltend gemacht werden können.

Die Regelungen der „Ordnung für den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- 
oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker 
und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ in 
ihrer jeweils geltenden Fassung bleiben durch diese 
Ordnung unberührt.

Verlautbarungen des Bischofs
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1„Sexueller  Missbrauch ist ein Verbrechen“, Kardinal Reinhard Marx, Vorsitzender der Deutschen Bischofs-
konferenz, Statement zur Vorstellung der Studie „Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische 
Priester, Diakone und männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ am 25. 
September 2018 in Fulda.

2Im	Interesse	einer	besseren	Lesbarkeit	wird	nicht	ausdrücklich	in	geschlechtsspezifischen	Personenbezeich-
nungen differenziert. Die gewählte Form schließt alle Geschlechter ein.

1. Begriffsbestimmungen

(1) Materielle Leistungen in Anerkennung des Leids 
sind Geldzahlungen nach Maßgabe des Abschnitts 8 
dieser Ordnung. 

(2) Kosten für Therapie und Paarberatung sind Leis-
tungen nach Abschnitt 9 dieser Ordnung. 
(3) Betroffene im Sinne dieser Ordnung sind Min-
derjährige und Personen nach Abschnitt 1 Abs. 5, 
zu deren Lasten eine Tat im Sinne von Abschnitt 3 
begangen wurde.

(4) Ein kirchlicher Kontext im Sinne dieser Ordnung 
ist gegeben, wenn eine Tat im Sinne von Abschnitt 
3 begangen wurde von Klerikern der Diözese Essen 
oder von 
-  Ordensangehörigen in einem Gestellungsverhält- 
    nis im Jurisdiktionsbereich des Diözesanbischofs
-   Kandidaten für das Weiheamt im Bereich der Diö- 
    zese Essen
-   Kirchenbeamten der Diözese Essen
-     Mitarbeitern eines der verfassten Kirche im Bereich 
    der Diözese Essen zugehörenden Rechtsträgers 
-  zu ihrer Berufsausbildung tätigen Personen eines 
      der verfassten Kirche im Bereich der Diözese Essen  
    zugehörenden Rechtsträgers

-  nach dem Bundesfreiwilligengesetz (BFDG) oder 
   dem Jugendfreiwilligendienstgesetz (JFDG) oder 
     in vergleichbaren Diensten tätigen Personen sowie 
     Praktikanten eines der verfassten Kirche im 
   Bereich der Diözese Essen zugehörenden Recht- 
    strägers 

-  Ehrenamtlichen im Rahmen ihrer Tätigkeit eines 
  der verfassten Kirche im Bereich der Diözese 
    Essen zugehörenden Rechtsträgers 

im Rahmen der Erfüllung ihres dienstlichen Auftrags.

(5) Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im 
Sinne dieser Ordnung sind Schutzbefohlene im 
Sinne des § 225 Abs. 1 2. Alt. StGB. Diesen Per-
sonen gegenüber tragen Beschäftigte im kirchlichen 
Dienst eine besondere Verantwortung, entweder weil 
sie ihrer Fürsorge und Obhut anvertraut sind oder 
weil bei ihnen allein aufgrund ihrer Schutz- oder Hil-
febedürftigkeit eine besondere Gefährdung im Sinne 
dieser Ordnung besteht. Weiterhin sind darunter Per-
sonen zu verstehen, die einem besonderen Macht- 
und/oder Abhängigkeitsverhältnis unterworfen sind. 
Ein solches besonderes Macht- und/oder Abhängig-
keitsverhältnis kann auch im seelsorglichen Kontext 
gegeben sein oder entstehen.

(6) Ansprechpersonen sind die nach Abschnitt 4 der 
„Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäf-
tigte im kirchlichen Dienst“ in der Diözese Essen 
beauftragten Personen. 

2. Persönlicher Anwendungsbereich 

Diese	 Ordnung	 findet	 Anwendung	 auf	 Anträge	 auf	
materielle Leistungen in Anerkennung des erlitte-
nen Leids von Betroffenen, die in der Diözese Essen 
als Minderjährige oder schutz- oder hilfebedürftige 
Erwachsene sexuellen Missbrauch im Sinne dieser 
Ordnung im kirchlichen Kontext erlitten haben.

3. Sachlicher Anwendungsbereich

Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen 
sowohl des kirchlichen als auch des staatlichen 
Rechts. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne 
dieser Ordnung umfasst sowohl strafbare als auch 
nicht strafbare sexualbezogene Handlungen und 
Grenzverletzungen.

Die Ordnung bezieht sich 
a) auf Handlungen nach dem 13. Abschnittdes Beson 
deren Teils des Strafgesetzbuches (StGB) sowie wei-
tere sexualbezogene Straftaten,
b) auf Handlungen nach can. 1395 § 2 CIC in Ver-
bindung mit Art. 6 § 1 SST, nach can. 1387 CIC in 
Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach 
Art 4 § 1 n. 1 SST in Verbindung mit can. 1378 § 1 
CIC, soweit sie an Minderjährigen oder an Personen, 
deren Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist, 
begangen werden,
c) auf Handlungen nach Art. 1 § 1a) des Motu proprio 
„Vos estis lux mundi“,
d) unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalls auf Handlungen unterhalb der Schwelle 
der Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieheri-
schen	sowie	im	betreuenden,	beratenden	oder	pfle-
genden Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen eine sexualbezogene 
Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen 
Übergriff darstellen.

4. Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen

Über die Höhe materieller Leistungen in Anerken-
nung des Leids entscheidet eine zentrale und unab-
hängige Kommission für Anerkennungsleistungen. 
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a) Mitgliedschaft
(1) Der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen (UKA) gehören mindestens sieben 
Personen an. 

(2) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission 
sollen über psychiatrische/trauma-psychologische, 
(sozial-)pädagogische, juristische, medizinische oder 
theologische Ausbildungsabschlüsse und Berufser-
fahrung verfügen. Mindestens ein Mitglied muss die 
Befähigung zum staatlichen Richteramt besitzen. Sie 
sollen in keinem Arbeits- oder Beamtenverhältnis zu 
einem kirchlichen Rechtsträger stehen oder in der 
Vergangenheit gestanden haben.

(3) Die Mitglieder werden durch den Vorsitzenden der 
Deutschen Bischofskonferenz im Benehmen mit der 
Deutschen Ordensobernkonferenz nach Bestätigung 
durch den Ständigen Rat der Deutschen Bischofs-
konferenz für die Amtszeit von vier Jahren ernannt. 
Eine Wiederernennung ist möglich. Die Namen der 
Mitglieder werden auf der Webseite der Deutschen 
Bischofskonferenz veröffentlicht.

(4) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen üben ihre Tätigkeit ehren-
amtlich aus. Sie erhalten eine angemessene Auf-
wandsentschädigung, Erstattung der Reisekosten 
sowie Angebote zur Supervision. 

(5) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen sind von Weisungen unab-
hängig und nur an diese Ordnung und ihr Gewis-
sen gebunden. Die Mitglieder der Unabhängigen 
Kommission haben über die Angelegenheiten und 
Tatsachen, die ihnen aufgrund ihrer Zugehörigkeit 
zu diesem Gremium bekannt geworden sind, Still-
schweigen zu bewahren. Dies gilt auch nach ihrem 
Ausscheiden aus der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen.

(6) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen wählen mit der Mehr-
heit von Zweidritteln der Mitglieder für die jeweilige 
Amtszeit ein Mitglied zum Vorsitzenden und ein wei-
teres Mitglied als Stellvertreter.

(7) Ein Mitglied der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen kann jederzeit ohne Angabe 
von Gründen seine Mitgliedschaft beenden. Dies ist 
dem Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz 
schriftlich mitzuteilen. 

(8) Die Mitgliedschaft in der Unabhängigen Kommis-
sion für Anerkennungsleistungen kann bei unüber-
brückbaren Differenzen, die eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit innerhalb der Unabhängigen Kom-
mission für Anerkennungsleistungen unmöglich 
erscheinen lassen, durch Beschluss der Unabhängi-
gen Kommission beendet werden. Die Entscheidung 

hierzu muss durch eine 5/7 Mehrheit der Mitglieder 
erfolgen. 

(9) Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit vor-
zeitig aus, erfolgt eine Nachbenennung für die rest-
liche Amtszeit nach Maßgabe der Bestimmungen in 
den Absätzen 2 und 3. 

b) Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen 

(1) Bei der Unabhängigen Kommission für Aner-
kennungsleistungen wird eine Geschäftsstelle ein-
gerichtet. Der Verband der Diözesen Deutschlands 
(Körperschaft des öffentlichen Rechts) ist Träger der 
Geschäftsstelle. Diese wird in dem für die Aufgabe-
nerfüllung	erforderlichen	Umfang	personell,	finanziell	
und sächlich ausgestattet.

(2) Die Kommunikation mit den kirchlichen Instituti-
onen und den Ansprechpersonen erfolgt ausschließ-
lich über die Geschäftsstelle.

(3) Die Geschäftsstelle unterstützt die Unabhän-
gige Kommission für Anerkennungsleistungen in 
enger Abstimmung mit dem Vorsitzenden bei der 
Erledigung seiner Aufgaben. Zu den Aufgaben der 
Geschäftsstelle gehören insbesondere: 
- die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der  
   Unabhängigen Kommission, 
- die Entgegennahme von durch kirchliche Instituti- 
    onen oder Ansprechpersonen übersandten Anträ- 
    gen auf Anerkennung des Leids, 
- die das einzelne Verfahren betreffende Kommuni- 
   kation mit den betroffenen kirchlichen Institutio- 
   nen, 
- die Aufbereitung der Anträge zur Entscheidung und  
  die notwendigen Maßnahmen zum Schutz der per- 
  sonenbezogenen Daten, 
- die Dokumentation der Entscheidungen der Unab- 
   hängigen Kommission für Anerkennungsleistungen, 
- die Anweisung der Auszahlung von festgelegten 
   materiellen Leistungen,
- die Aufbewahrung der Anträge unter Wahrung des  
  staatlichen und kirchlichen Datenschutz- und 
   Archivrechts.

(4) Die Geschäftsstelle untersteht den fachlichen 
Weisungen des Vorsitzenden der Unabhängigen 
Kommission.

(5) Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle haben über 
die Angelegenheiten und Tatsachen, die ihnen auf-
grund ihrer Mitarbeit bekannt geworden sind, Still-
schweigen zu bewahren. Dies gilt auch nach ihrem 
Ausscheiden aus der Geschäftsstelle.

c) Arbeitsweise der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen

3Wer eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Person, die 1. seiner Fürsorge oder Obhut unter-
steht,	2.	seinem	Hausstand	angehört,	3.	von	dem	Fürsorgepflichtigen	seiner	Gewalt	überlassen	worden	oder	
4. ihm im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, (…). (StGB § 225 Abs. 1)
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(1) Die Sitzungen der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen sollen mindestens vier-
teljährlich	stattfinden,	bei	Bedarf	auch	häufiger.	Die	
Geschäftsstelle terminiert die Sitzungen in Abstim-
mung mit dem Vorsitzenden und lädt hierzu recht-
zeitig ein. Ein Mitarbeiter der Geschäftsstelle nimmt 
an den Sitzungen der Unabhängigen Kommission 
als Protokollführer ohne Stimmrecht teil, soweit die 
Unabhängige Kommission nichts anderes beschließt.
(2) Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen tagt nicht-öffentlich. 

(3) Durch die Unabhängige Kommission für Aner-
kennungsleistungen erfolgen keine Anhörungen 
der Antragstellenden. Eigene Recherchen führt die 
Unabhängige Kommission nicht durch. Sofern der 
Berichterstatter jedoch grundlegende Fragen zu dem 
vorgelegten Fall hat, deren Beantwortung er als not-
wendig und maßgeblich im Hinblick auf die Gesamt-
bewertung	 befindet,	 so	 leitet	 die	 Geschäftsstelle	
diese Fragen an die zuständige Ansprechperson oder 
kirchliche Institution weiter.

(4) Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen trifft ihre Entscheidungen grundsätzlich in 
Sitzungen. Sie ist beschlussfähig, wenn mindestens 
fünf ihrer Mitglieder 
anwesend sind. Sie trifft ihre Entscheidungen durch 
Beschluss, wobei Einstimmigkeit angestrebt wird. 
Ist Einstimmigkeit nicht erreichbar, werden die Ent-
scheidungen mit einfacher Mehrheit getroffen. Bei 
Stimmgleichheit entscheidet der Vorsitzende. Ent-
haltungen werden als nicht abgegebene Stimme 
gewertet.

(5) Wenn alle Mitglieder der Unabhängigen Kommis-
sion für Anerkennungsleistungen einverstanden sind, 
können Sitzungen auch als Telefon- oder Videokon-
ferenzen	 stattfinden;	 Beschlüsse	 sind	 unverzüglich	
zu dokumentieren. 

(6) Der Vorsitzende der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen bestimmt für jeden zu 
bearbeitenden Antrag ein Mitglied als Berichterstat-
ter.

(7) Die Mitglieder erhalten Einsicht in die Unterla-
gen. 

(8) Zur Organisation der Arbeit und zur Bestim-
mung der Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle 
kann sich die Unabhängige Kommission für Anerken-
nungsleistungen eine Geschäftsordnung geben. 

5. Antragstellung

(1) Personen, die angeben, als Minderjährige oder 
schutz- und hilfebedürftige Erwachsene sexuellen 
Missbrauch im Sinne dieser Ordnung im kirchlichen 
Kontext erlitten zu haben, können einen Antrag auf 
materielle Leistungen in Anerkennung des Leids 
und/oder Übernahme von Kosten für Therapie oder 
Paarberatung stellen. 

(2) Für die Entgegennahme von Anträgen auf mate-
rielle Leistungen gemäß dieser Ordnung sind in aller 
Regel die Ansprechpersonen der betroffenen kirch-
lichen Institutionen, in dessen Dienst der Beschul-
digte zum Tatzeitpunkt beschäftigt war, zuständig, 
die den Antragstellern, sofern von diesen gewünscht, 
auch Hilfestellung bei der Antragstellung leisten. Es 
sind die von der Deutschen Bischofskonferenz und 
der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen vorgesehenen Formulare zu verwenden. 
Die Richtigkeit aller Angaben ist an Eides statt zu 
versichern.

(3) Der Antrag kann ausnahmsweise auch unmittel-
bar an die Unabhängige Kommission für Anerken-
nungsleistungen übermittelt werden, wenn die ver-
antwortliche kirchliche Trägerinstitution nicht mehr 
existiert und es keinen Rechtsnachfolger gibt. Die 
Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission koor-
diniert in diesem Fall die weitere Bearbeitung und 
Prüfung der Plausibilität. Sofern Anträge direkt an 
die Unabhängige Kommission gestellt werden und 
die verantwortliche kirchliche Institution noch exis-
tiert oder es einen Rechtsnachfolger gibt, leitet die 
Geschäftsstelle diese an die zuständige kirchliche 
Institution weiter.

(4) Im Falle eines laufenden staatsanwaltschaftli-
chen Ermittlungsverfahrens soll die Bearbeitung des 
Antrags solange ruhen, bis in Abstimmung mit den 
Ermittlungsbehörden eine Anhörung des Beschuldig-
ten im Rahmen der Plausibilitätsprüfung ohne Beein-
trächtigung der staatsanwaltlichen Ermittlungen 
möglich ist. 

6. Prüfung der Plausibilität

(1) Die Ansprechpersonen prüfen mit der vom 
Antrag betroffenen kirchlichen Institution die Plausi-
bilität der von der antragstellenden Person erhobe-
nen Beschuldigungen. Die Plausibilität einer Tatschil-
derung, beispielsweise zu Beschuldigtem, Tatort, 
Tatzeit und Tathergang, als Voraussetzung für den 
Erhalt von materiellen Leistungen ist dann gegeben, 
wenn sie objektiven Tatsachen nicht widerspricht 
und im Übrigen bei Würdigung aller Umstände eine 
überwiegende Wahrscheinlichkeit für ihre Richtigkeit 
spricht.

(2) Einer Plausibitätsprüfung bedarf es nicht, wenn 
die geschilderte Tat bereits durch ein kirchliches oder 
staatliches Strafverfahren rechtskräftig festgestellt 
wurde oder im Rahmen einer kirchlichen Vorunter-
suchung oder eines staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungsverfahrens in objektiver Hinsicht tatbestandlich 
festgestellt wurde, aber aufgrund von Verfolgungs-
verjährung eingestellt wurde. 

(3) Nach Abschluss der Plausbilitätsprüfung wird der 
originale und vollständige Antrag von den Ansprech-
personen oder der kirchlichen Institution an die 
Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission wei-
tergeleitet. Dem Antrag ist ein Votum zur Plausibili-
tät beizufügen, das durch die Ansprechperson und 
die kirchliche Institution erstellt wurde.
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(4) Die Geschäftsstelle prüft die Angaben zur Plau-
sibilitätsprüfung. Sie prüft auch, ob die antragsstel-
lende Person bereits einen Antrag auf Anerkennung 
des Leids gestellt hat. Liegen der Geschäftsstelle 
relevante Informationen vor, die der Ansprech-
person oder kirchlichen Institution offensichtlich 
nicht bekannt waren, übermittelt sie diese, soweit 
rechtlich zulässig, an die kirchliche Institution. Die 
Ansprechperson und die kirchliche Institution kön-
nen auf dieser Grundlage ihr Votum überarbeiten. 

(5) Bei unklaren oder unvollständigen Angaben zur 
Plausibilitätsprüfung stellt die Geschäftsstelle Rück-
fragen an die den Antrag betreffende Ansprechper-
son oder kirchliche Institution. In diesem Fall sollen 
diese innerhalb von vier Wochen ihre Angaben präzi-
sieren, vervollständigen oder dokumentieren, warum 
keine weiteren Angaben möglich sind. Der Vorgang 
wird durch die Geschäftsstelle dokumentiert.

(6) Kommt die Geschäftsstelle gemeinsam mit dem 
Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen zu dem Ergebnis, dass 
das Votum zur Plausibilität nicht nachvollziehbar ist, 
nimmt die Geschäftsstelle Kontakt zur Ansprechper-
son oder kirchlichen Institution auf und übermittelt 
die Begründung. Die Ansprechperson oder kirch-
liche Institution können hierzu innerhalb von vier 
Wochen Stellung nehmen. Anschließend ist zwischen 
der kirchlichen Institution und dem Vorsitzenden 
der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen eine gemeinsame Entscheidung über das 
Ergebnis der Plausibilitätsprüfung herbeizuführen. 

(7) Sofern die Plausibilität abschließend verneint 
wurde, erfolgt eine Information über diese Entschei-
dung an die Ansprechperson und die kirchliche Ins-
titution. Diese wiederum informieren den Antrags-
steller. In diesem Fall endet die Befassung durch 
die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen und der Antrag wird bei der Geschäftsstelle 
gemäß Abschnitt 14 verwahrt. 

(8) Sofern die Plausibilität bejaht wurde, ist gemäß 
Abschnitt 8 zu verfahren.

7. Kriterien für die Leistungsbemessung im konkre-
ten Einzelfall

Orientierungspunkte für die Höhe der materiellen 
Leistung können insbesondere sein: 
-	die	Häufigkeit	des	Missbrauchs,
- das Alter des Betroffenen zum Zeitpunkt des Miss-  
   brauchs,
- die Zeitspanne in Fällen fortgesetzten Missbrauchs, 
- die Anzahl der Täter,
- die Art der Tat,
- die Anwendung oder die Androhung von körperli- 
   cher Gewalt beim sexuellen Missbrauch, 
- der Einsatz von Alkohol, Drogen oder Waffen, 
- ein bestehendes Abhängigkeitsverhältnis und Kon- 
  trolle (zum Beispiel: Heim, Internat) zum Zeitpunkt 
  der Tat, 
- die Ausnutzung der besonderen Hilfsbedürftigkeit 
  des Betroffenen,

-   er Ort des Missbrauchs (zum Beispiel: sakraler 
   Kontext),
- die Art der körperlichen und seelischen Beeinträch- 
  die Ausnutzung eines besonderen Vertrauensver- 
  das Verhalten des Beschuldigten nach der Tat,
- ein institutionelles Versagen durch kirchliche Ver- 
  antwortungsträger, sofern es ursächlich oder mitur 
    sächlich für den Missbrauch war oder diesen begüns- 
  tigt oder nicht verhindert hat.

8. Festsetzung der Leistungshöhe bei Leistungen in 
Anerkennung des Leids

(1) Die Leistungshöhe im Einzelfall wird durch die 
Unabhängige Kommission für Anerkennungsleis-
tungen auf der Grundlage des von der Deutschen 
Bischofskonferenz	 beschlossenen	 finanziellen	 Zah-
lungsrahmens, der sich am oberen Bereich der durch 
staatliche Gerichte in vergleichbaren Fällen zuer-
kannten Schmerzensgelder orientiert, festgelegt. 
Dieser Zahlungsrahmen sieht Leistungen bis 50.000 
Euro vor.

(2) Die Leistungen werden grundsätzlich als Ein-
malzahlungen ausgezahlt. Dabei kann in begründe-
ten Einzelfällen auch eine Leistungsauszahlung in 
monatlichen oder jährlichen Raten erfolgen, wenn 
dies aus bestätigter therapeutischer Sicht im Inter-
esse des Betroffenen angezeigt ist oder der Betrof-
fene dies wünscht. Eine zusätzlich beantragte Erstat-
tung von Kosten für Therapie und/oder Paarberatung 
bleibt davon unberührt. 

(3) In Ausnahmen können in besonders schweren 
Härtefällen höhere Leistungen oder anderweitige 
Unterstützungen durch die Unabhängige Kommis-
sion für Anerkennungsleistungen mit Zustimmung 
der kirchlichen Institution festgelegt werden.

9. Übernahme von Kosten für Therapie und Paarbe-
ratung

(1) Die Prüfung der Voraussetzungen einer Kosten-
erstattung, die Leistungsfestsetzung und Auszahlung 
der Kosten für Therapie und Paarberatung erfolgt 
unmittelbar und selbstständig durch die betroffene 
kirchliche Institution.

(2) Auf der Grundlage eines von einem approbierten 
Psychotherapeuten vorgelegten Behandlungsplans 
werden Behandlungskosten (max. 50 Sitzungen) bis 
zur Höhe des Stunden-satzes erstattet, der bei einer 
verhaltenstherapeutischen Behandlung entspre-
chend der Gebührenordnung für Psychotherapeuten 
(GOP) gezahlt wird, sofern die Krankenkasse oder 
ein anderer Kostenträger diese nicht übernimmt. Die 
Psychotherapeuten können eine Kosten-übernahme-
zusage erhalten. Gegen Vorlage der von Psychothe-
rapeut und Patient abgezeichneten Rechnung wer-
den die Kosten erstattet. 

(3) Auf der Grundlage des von einem Paarberater, 
der Psychologe oder Psychotherapeut sein muss, 
vorgelegten Behandlungsplans werden 25 Sitzungen 
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für einen Stundensatz in Höhe von max. 125 Euro 
übernommen. Der Paarberater kann eine Kosten-
übernahmezusage erhalten. Gegen Vorlage der von 
dem Paarberater und den Klienten abgezeichneten 
Rechnung werden die Kosten erstattet. 

(4) Darüber hinaus beteiligt sich die Deutsche 
Bischofskonferenz – vorerst bis zum 31. Dezem-
ber 2023 – am Ergänzenden Hilfesystem (EHS) für 
Betroffene sexuellen Missbrauchs, durch das Betrof-
fene Unterstützung und Linderung von Folgewirkun-
gen erhalten können, wenn Leistungen nicht von 
bestehenden Hilfesystemen übernommen werden. 
Die Anträge sind über die Geschäftsstelle des Fonds 
Sexueller Missbrauch zu stellen. 

10. Antragstellung bei abgeschlossenen Verfahren 
zur Anerkennung des Leids

(1) Auch Personen, die bereits vor dem 1. Januar 
2021 Leistungen in Anerkennung des Leids erhalten 
haben, sind antragsberechtigt. Die Anträge sind mit 
dem dafür vorgesehenen Formular in der Regel bei 
den Ansprechpersonen der zuständigen kirchlichen 
Institution zu stellen.

(2) In aller Regel verzichtet die kirchliche Institution 
zugunsten des Betroffenen auf eine erneute Prüfung 
der Plausibilität. Sofern nach Einschätzung der kirch-
lichen Institution eine erneute Prüfung der Plausibili-
tät notwendig ist, sollen die zu erhebenden Informa-
tionen möglichst durch Auswertung der bestehenden 
Akten eingeholt werden. Auf erneute Gespräche mit 
dem Betroffenen sowie alle Handlungen, die eine 
Retraumatisierung herbeiführen können, ist nach 
Möglichkeit zu verzichten. 

(3) Die kirchliche Institution bestätigt anschließend 
das bereits durchgeführte Verfahren zur Anerken-
nung des Leids, vermerkt die Höhe der bereits aus-
gezahlten Leistungen an den Betroffenen und leitet 
den Antrag nebst dem Votum über die ggf. durch-
geführte Plausibilitätsprüfung an die Geschäftsstelle 
der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen weiter. 

(4) Die Unabhängige Kommission für Anerken-
nungsleistungen bestimmt die neue Leistungshöhe 
unter Berücksichtigung der ergangenen Empfehlung 
der Zentralen Koordinierungsstelle im bis zum 31. 
Dezember 2020 gültigen Verfahren zur Anerkennung 
des Leids.

(5)	Bereits	ausgezahlte	finanzielle	Leistungen	durch	
eine kirchliche Institution oder den Beschuldigten 
werden auf die festgelegte materielle Leistung ange-
rechnet. Dies gilt nicht für Zahlungen im Zusam-
menhang mit einer Therapie wegen des durch einen 
sexuellen Missbrauch verursachten Leids.

11. Leistungsinformation und Auszahlung

(1) Alle Leistungen sind freiwillige Leistungen der 
kirchlichen Institutionen in Anerkennung des erlit-

tenen	Leids	ohne	Anerkennung	einer	Rechtspflicht.	

(2) Die Geschäftsstelle unterrichtet die zuständige 
kirchliche Institution sowie die zuständige Ansprech-
person schriftlich über die festgelegte Leistungs-
höhe. 

(3) Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstel-
lende Person anschließend schriftlich über die fest-
gelegte Leistungshöhe und weist auf die Freiwillig-
keit der Leistung nach Absatz 1 hin. 

(4) Die Auszahlung erfolgt anschließend durch die 
Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen. Die kirchliche Institution 
stellt	die	notwendigen	finanziellen	Mittel	zur	Verfü-
gung. 

12. Erneute Befassung und Vorbringen neuer Infor-
mationen

Es steht den Betroffenen frei, über die Ansprech-
personen oder zuständige kirchliche Institution den 
Antrag nach Abschluss des Verfahrens mit neuen 
Informationen der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen zur erneuten Prüfung vor-
zulegen. In diesem Fall ist, sofern notwendig, gemäß 
den Bestimmungen in den Abschnitten 6 bis 9 zu 
verfahren. Über das Ergebnis der Prüfung wird der 
Betroffene unterrichtet.

13. Berichtswesen

Die Geschäftsstelle erstellt in Abstimmung mit dem 
Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen jährlich einen schriftlichen 
Tätigkeitsbericht. Der Bericht wird veröffentlicht.  
14. Datenschutz und Aufbewahrung

(1) Soweit diese Ordnung auf personenbezogene 
Daten einschließlich deren Verarbeitung anzuwen-
den ist, geht sie den Vorschriften des Gesetzes über 
den Kirchlichen Datenschutz (KDG) sowie der Anord-
nung über die Sicherung und Nutzung der Archive 
der katholischen Kirche (Kirchliche Archivordnung – 
KAO) vor, sofern sie deren Datenschutzniveau nicht 
unterschreitet. Im Übrigen gelten das KDG, die zu 
seiner Durchführung erlassene Ordnung (KDG-DVO) 
sowie die Kirchliche Archivordnung (KAO). 

(2) Die personenbezogenen Daten der Betroffenen 
aus Anträgen auf Anerkennung des Leids dürfen nur 
verarbeitet werden, sofern die Betroffenen jeweils 
ihre schriftliche Einwilligung in die Verarbeitung per-
sonenbezogener und besonderer Kategorien perso-
nenbezogener Daten zum Zwecke der Antragsbear-
beitung und der Erfüllung der Aufgaben der Unab-
hängigen Kommission für Anerkennungsleistungen 
ausdrücklich erteilt haben. 

Die vorstehende Ordnung tritt zum 01.01.2021 in 
Kraft.
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Der Ordnung entgegenstehende Bestimmungen sind 
damit aufgehoben.

Nr. 100 Profanierung

Nach Anhörung des Pfarrgemeinderates und des 
Priesterrates verfüge ich hiermit, dem Antrag 
des Kirchenvorstandes der katholischen Propstei- 
und Kirchengemeinde St. Gertrud von Brabant in 
Bochum-Wattenscheid folgend, die Profanierung der 
ehem. Gemeindekirche St. Nikolaus in Bochum-Wat-
tenscheid-Westenfeld	 sowie	 des	 darin	 befindlichen	
Altars gemäß cc. 1212, 1222 § 2 und 1238 § 1 CIC.

Begründung:
Das seit 2008 kaum mehr genutzte Kirchengebäude 
wird im Eigentum der Wohnungsbaugenossenschaft 
Wattenscheid eG (WBG) zu einem Verwaltungsge-
bäude umgebaut.
Die inhaltlichen wie formalen Voraussetzungen liegen 
vor. Dem Antrag des Kirchenvorstandes war daher 
nach Anhörung der gesetzlich vorgeschriebenen Gre-
mien und schließlich nach Erteilung der kirchenauf-
sichtlichen Genehmigung hinsichtlich der wirtschaft-
lich damit zusammenhängenden Entscheidungen zu 
entsprechen. Die Reliquien aus dem Zelebrationsal-
tar sind in die Propsteikirche St. Gertrud von Brabant 
zu übertragen. Über das Inventar der Kirche ist eine 
Inventarliste anzulegen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von 
zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
die Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets 
beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den 
Bischof von Essen, Burgplatz 2, 45127 Essen.

Nr. 101 Statut der Schiedsstelle für das  
 Bistum Essen

1. Teil: Einrichtung der Schiedsstelle

§ 1
(1) Zur gütlichen, außergerichtlichen Beilegung von 
Streitigkeiten und Meinungsverschiedenheiten
1. vermögensrechtlicher Art (einschließlich sich dar-
aus	ergebender	Nebenpflichten),

2. aus Arbeits-, Ausbildungs- und Praktikantenver-
hältnissen (Schlichtungsausschuss gem. § 47 Kirchli-
che Arbeits- und Vergütungsordnung), einschließlich 
beamtenähnlicher Anstellungsverhältnisse,
3. zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern aus 
dem Gesellschaftsvertrag zum Betrieb von katho-
lischen	 Krankenhäusern	 und	 sonstigen	 Pflege-	 und	
Betreuungseinrichtungen im Bistum Essen sowie der 
Beteiligung daran,
4. in sonstigen Angelegenheiten, die durch Diözesan-
recht zugewiesen sind,
wird eine Schiedsstelle eingerichtet. Sie führt die 
Bezeichnung „Schiedsstelle für das Bistum Essen“.
(2) Streitigkeiten im Zusammenhang mit der 
bischöflichen	 Sendung	 für	 pastorale	 Dienste	 oder	
religiöse Unterweisung (z.B. Entzug der Missio cano-
nica) sowie bezüglich der Erteilung oder Verweige-
rung der Genehmigung von Beschlüssen gemäß § 21 
Abs. 2 des Gesetzes über die Verwaltung des katho-
lischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 (Verm-
VerwG NW) fallen nicht in den Aufgabenbereich der 
Schiedsstelle.

(3) Die Schiedsstelle entscheidet endgültig durch 
Schiedsspruch nur in den Angelegenheiten, in denen 
dies durch Diözesanrecht vorgesehen ist.

(4) Die Schiedststelle führt keine Verfahren gemäß 
den §§ 1025 ff. ZPO.

§ 2
Die Schiedsstelle ist ausschließlich zuständig 
1. in Angelegenheiten des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 4 zwi-
schen Bistum, Kirchengemeinden, deren Organen, 
deren gewählten Gremien der pastoralen Mitverant-
wortung, kirchlichen Organisationen und kirchlichen 
Institutionen untereinander und zwischen diesen und 
Dritten sowie in den Angelegenheiten des § 1 Abs. 1 
Nr. 3 auch von Gesellschaftern untereinander,
2. in Angelegenheiten des § 1 Abs. 1 Nr. 2 für 
den Bereich des Bistums mit seinen Dienststellen, 
Zweckverbänden und Einrichtungen, für die Kirchen-
gemeinden, Kirchengemeindeverbände sowie andere 
kirchliche Rechtsträger, die mit ihren Mitarbeitern die 
Zuständigkeit der Schiedsstelle vereinbart haben, 
oder falls ein Vertragspartner aus diesem Bereich das 
Schiedsverfahren wünscht, soweit nicht ein Fall des 
§ 22 der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Ein-
richtungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) 
vorliegt.

§ 3
(1) Die Schiedsstelle wird mit einem Leiter, einem 
stellvertretenden Leiter, den übrigen Kammervorsit-
zenden und den Beisitzern besetzt. Der Leiter und 
der stellvertretende Leiter sind gleichzeitig Kammer-
vorsitzende.

(2) Die Kammervorsitzenden vertreten sich gegen-
seitig.

(3) Die Mitglieder der Schiedsstelle müssen der 
katholischen Kirche angehören und dürfen in der 
Ausübung ihrer allgemeinen kirchlichen Gliedschafts-
rechte nicht gehindert sein. Die Kammervorsitzen-
den müssen die Befähigung zum Richteramt besitzen 

Essen, 24.11.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen

L. S.  Hans Herbert Hölsbeck
 Kanzler der Kurie

Essen, 17.11.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen

L. S.  Hans Herbert Hölsbeck
 Kanzler der Kurie
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und	dürfen	nicht	hauptberuflich	im	kirchlichen	Dienst	
stehen.

(4) Bei der Schiedsstelle werden mindestens zwei 
Kammern	gebildet;	in	der	Regel	sollen	drei	Kammern	
bestehen. Der Bischof kann weitere Kammern ein-
richten.

§ 4
(1) Der Leiter und der stellvertretende Leiter der 
Schiedsstelle sowie die übrigen Kammervorsitzen-
den werden vom Bischof ernannt.

(2) Die Beisitzer werden vom Generalvikar ernannt. 
Dieser kann Gruppen und Verbänden ein Vorschlags-
recht im Sinne einer Anregung einräumen.

(3) Aus dem Bereich des Bistums Essen werden 
jeweils bis zu fünf Beisitzer berufen:
1.	aus	der	Gruppe	der	Dienstgeber	der	bischöflichen	
oder/und sonstigen kirchlichen Verwaltung,
2.	aus	der	Gruppe	der	Mitarbeiter	der	bischöflichen	
oder/und sonstigen kirchlichen Verwaltung,
3. aus dem Kreis der Geistlichen des Bistums, dem 
pastoralen und liturgischen Dienst,
4. aus der Gruppe der Kirchenvorstands-, Pfarrge-
meinderats- und Gemeinderatsmitglieder,
5. aus dem katholisch-kirchlichen Bereich Bildung, 
Erziehung, Kindererziehungs- sowie Sozialdienst 
und Beratung.
Für jede Beisitzergruppe ist, nach dem Alphabet 
geordnet, eine Beisitzerliste aufzustellen, die bei der 
Geschäftsstelle geführt wird.

(4) Die Beisitzer aus der Gruppe der Mitarbeiter müs-
sen Mitarbeiter des Bistums, einer Kirchengemeinde, 
eines Kirchengemeindeverbandes, eines Zweckver-
bandes oder eines anderen kirchlichen Rechtsträgers 
und wählbar im Sinne der Mitarbeitervertretungs-
ordnung (MAVO) sein.

(5) Die Beisitzer aus der Gruppe der Dienstgeber 
müssen Dienstgeberfunktion in der Bistumsverwal-
tung, in einer Kirchengemeinde, in einem Kirchen-
gemeindeverband, Zweckverband oder bei einem 
anderen kirchlichen Rechtsträger wahrnehmen oder 
Mitarbeiter in leitender Stellung im Sinne der MAVO 
sein.

§ 5
(1) Die Amtszeit der Mitglieder der Schiedsstelle 
beträgt fünf Jahre. 

(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind in ihrer 
Tätigkeit unabhängig und nur an das Recht und ihr 
Gewissen gebunden. Sie sind zur unparteiischen 
Ausübung	ihres	Amtes	verpflichtet.

(3) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind ehrenamt-
lich tätig. Den Kammervorsitzenden kann eine Auf-
wandsentschädigung gewährt werden.

(4) Ein Mitglied der Schiedsstelle kann jederzeit sein 
Amt niederlegen.

(5) Die Amtszeit eines Mitgliedes der Schiedsstelle 
endet, wenn das Fehlen oder der Wegfall einer Vor-
aussetzung für seine Tätigkeit bekannt wird.

(6) Nach Ablauf seiner Amtszeit führt das bisherige 
Mitglied der Schiedsstelle sein Amt weiter, bis für es 
ein neues Mitglied ernannt ist.

(7) Die Wiederberufung der Mitglieder der Schieds-
stelle ist möglich.

(8) Die Namen der Mitglieder der Schiedsstelle wer-
den nach ihrer Berufung im Kirchlichen Amtsblatt für 
das Bistum Essen bekannt gegeben.
§ 6
Der Leiter der Schiedsstelle bestimmt den Geschäfts-
bereich der Kammern im Einvernehmen mit den 
übrigen Kammervorsitzenden und regelt die Vertre-
tung der Kammervorsitzenden.

§ 7
Der Schiedsstelle ist Rechts- und Amtshilfe zu leis-
ten.

2. Teil: Verfahren der Schiedsstelle

§ 8
(1) Anträge an die Schiedsstelle sind schriftlich in 
fünffacher Ausfertigung bei der Geschäftsstelle ein-
zureichen;	 sie	 können	 dort	 auch	 zur	 Niederschrift	
gestellt werden. Der Antrag muss den Antragstel-
ler, den Antragsgegner und den Streitgegenstand 
bezeichnen. Zur Begründung dienende Tatsachen 
und Beweismittel sind in dem Antragsschreiben 
anzugeben und möglichst in Fotokopie beizufügen.

(2) Bei Verfahren nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 kann der Mit-
arbeiter, der Dienstgeber oder ein Bevollmächtigter 
den Antrag stellen.

(3) Entspricht der Antrag nicht den Anforderun-
gen des Abs. 1, hat der Kammervorsitzende den 
Antragsteller zu der erforderlichen Ergänzung inner-
halb einer zu bestimmenden Frist aufzufordern, mit 
dem Hinweis darauf, dass der Antrag als zurückge-
nommen gilt, wenn die Ergänzung nicht fristgemäß 
erfolgt.

(4) Die Geschäftsstelle leitet im Namen des Kam-
mervorsitzenden eine Ausfertigung der vollständigen 
Antragsschrift unverzüglich dem Antragsgegner zur 
Stellungnahme binnen einer gleichzeitig festgesetz-
ten angemessenen Frist zu.

(5) Der Antragsteller kann seinen Antrag jederzeit 
zurücknehmen. Erfolgt die Rücknahme außerhalb 
der mündlichen Verhandlung, ist sie schriftlich oder 
zur Niederschrift gegenüber der Geschäftsstelle zu 
erklären.

(6) Die Beteiligten können sich jederzeit des Bei-
standes eines Rechtsanwaltes bedienen oder sich in 
Verfahren nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 auch durch einen 
bevollmächtigten Vertreter eines Interessenverban-
des vertreten lassen. Über die Zulassung eines ande-
ren Beistandes entscheidet der Kammervorsitzende 
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nach Maßgabe des § 67 Abs. 2 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO).

(7) Die Schiedsstelle darf über den Inhalt des 
Streitgegenstandes nicht hinausgehen. Im Übrigen 
erforscht sie den Sachverhalt von Amts wegen und 
ist an das Vorbringen und die Beweisanträge der 
Beteiligten nicht gebunden. 

§ 9
(1) Sofern alle Beteiligten schriftlich ihr Einverständ-
nis erklären, kann der Austausch der Schriftsätze 
und Anlagen unbeschadet des § 8 Abs. 1 mittels 
einer den Vorgaben des Gesetzes über den kirch-
lichen Datenschutz (KDG) eingerichteten Cloud 
geschehen. Sofern Anlagen nicht digital in die Cloud 
eingestellt werden können, können diese ausnahms-
weise postalisch an die Geschäftsstelle geleitet wer-
den. Die Cloudnutzung umfasst explizit auch Ladun-
gen zu mündlichen Verhandlungen.

(2) Für jeden Beteiligten wird ein Cloud-Ordner ein-
gerichtet, auf den ausschließlich der jeweilige Betei-
ligte und die Geschäftsstelle Zugriff zum Austausch 
haben. 

(3) Die Cloud wird durch die Geschäftsstelle einge-
richtet. Die Zugangsdaten werden den Beteiligten 
auf dem Postweg zugesandt und stehen ausschließ-
lich dem jeweiligen Beteiligten zur Verfügung. 

§ 10
(1) Jede Kammer verhandelt in der Besetzung mit 
dem Kammervorsitzenden und zwei Beisitzern.

(2) Der Kammervorsitzende bestimmt unter Berück-
sichtigung des Streitgegenstandes und der Interes-
sen von Antragsteller und Antragsgegner die Grup-
pen, aus denen die Beisitzer beizuziehen sind. In 
Verfahren nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 soll der eine Bei-
sitzer aus der entsprechenden Mitarbeitergruppe, 
der andere Beisitzer aus der entsprechenden Dienst-
gebergruppe herangezogen werden. Sofern sich der 
Streitgegenstand keiner der Gruppen der Beisitzern 
klar zuordnen lässt, ist der Vorsitzende berechtigt, 
möglichst sachnahe Beisitzer zu bestimmen.

(3) Ist ein Vorsitzender verhindert, entscheidet der 
Leiter der Schiedsstelle, in dessen Verhinderungs-
falle sein Stellvertreter, welcher Kammer die weitere 
Bearbeitung zugewiesen wird. 

§ 11
(1) Ort und Zeit der Sitzungen bestimmt der Kam-
mervorsitzende. 

(2) Der Kammervorsitzende hat vor der mündlichen 
Verhandlung alle Anordnungen zu treffen, die not-
wendig sind, damit das Schiedsverfahren möglichst 
in einer Verhandlung abgeschlossen werden kann. 
§ 273 der Zivilprozessordnung (ZPO) gilt in der 
jeweils geltenden Fassung entsprechend.

(3) Im Einvernehmen mit den Beteiligten können die 
Verfahren auch vor dem Kammervorsitzenden allein 
durchgeführt werden.

(4) Der Kammervorsitzende kann den Beteiligten 
vorschlagen, die mündliche Verhandlung auch mit-
tels einer Telefon- oder Videokonferenz durchzufüh-
ren. Hierfür ist das Einverständnis aller Beteiligten 
rechtzeitig einzuholen. Sofern nicht alle Beteiligten 
der Durchführung der mündlichen Verhandlung mit-
tels Telefon- oder Videokonferenz zustimmen, ist 
eine mündliche Verhandlung in Präsenz anzuberau-
men, sofern dem nicht ein wichtiger Grund, wie der 
Gesundheitsschutz, entgegen steht.

§ 12
(1) Zu den Sitzungen muss schriftlich geladen wer-
den. Die Ladung muss mindestens sieben Tage vor 
dem Tage der Sitzung zugegangen sein. § 222 ZPO 
gilt in der jeweils geltenden Fassung entsprechend. 
Einer besonderen Ladung bedarf es nicht, wenn 
die Sache im Verhandlungstermin in Gegenwart 
der Beteiligten zur Weiterverhandlung auf einen 
bestimmten weiteren Termin vertagt wird. In eiligen 
Fällen kann ein Termin fernmündlich abgestimmt 
werden.

(2) In der Ladung ist in der Regel die Besetzung der 
Kammer mitzuteilen und darauf hinzuweisen, dass
a. der Antrag als zurückgenommen gilt, wenn 
der Antragsteller unentschuldigt nicht erscheint,
b. der Einigungsversuch als gescheitert gilt, wenn 
der Antragsgegner unentschuldigt nicht erscheint.

§ 13
(1) Beteiligte an dem Schiedsverfahren sind
a. der Antragsteller,
b. der Antragsgegner,
c. der Beigeladene.

(2) Von Amts wegen oder auf Antrag eines Beteiligten 
kann der Vorsitzende Dritte, deren rechtliche Inter-
essen durch den Streitgegenstand berührt werden, 
durch Beschluss beiladen. In allen Fällen, in denen 
eine Einigung vor der Schiedsstelle der kirchenauf-
sichtlichen	Genehmigung	bedarf,	ist	der	Bischöfliche	
Generalvikar beigeladen. Die Beiladung ist dem Bei-
geladenen und den übrigen Beteiligten zuzusenden. 
Dem Beigeladenen ist gleichzeitig in Ablichtung der 
bisherige Schriftwechsel zuzuleiten, soweit er für ihn 
von Bedeutung ist.

§ 14
(1) Die Beteiligten verhandeln über den Streitgegen-
stand vor der Kammer mündlich. Ihnen ist Gelegen-
heit zur mündlichen Stellungnahme zu geben.

(2) Die §§ 136 und 139 Abs. 1 und 3 ZPO gelten in 
der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

(3) Die Verhandlungen sind nicht öffentlich. Der 
Kammervorsitzende kann Dritten die Teilnahme an 
der Verhandlung gestatten.

(4) Soweit es in der mündlichen Verhandlung erfor-
derlich ist, kann die Schiedsstelle Personen, die 
zur Aufklärung des Sachstandes beitragen können, 
sowie Gutachter und sonstige sachkundige Dritte 
hinzuziehen. 
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§ 15
Der Kammervorsitzende kann schon vor der münd-
lichen Verhandlung einen schriftlichen Einigungsvor-
schlag unterbreiten.

§ 16
(1) Bei Befangenheit dürfen der Kammervorsitzende 
und die Beisitzer nicht tätig werden.

(2) Hinsichtlich der Ausschluss- oder Ablehnungs-
gründe von Kammermitgliedern gilt die ZPO in der 
jeweils geltenden Fassung entsprechend. Über den 
Ausschluss	 und	 die	 Ablehnung	 befindet	 außerhalb	
der mündlichen Verhandlung der Leiter der Schieds-
stelle, richtet sich die Ablehnung gegen ihn selbst, 
entscheidet der stellvertretende Leiter der Schieds-
stelle, in der mündlichen Verhandlung die nicht 
abgelehnten Mitglieder der Kammer.

§ 17
Die Kammer entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Stimmenthaltung ist nicht möglich.

§ 18
Über jede mündliche Verhandlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen. Sie soll den wesentlichen Inhalt 
des Ganges der Verhandlung, des Vortrages der 
Beteiligten sowie die Angaben der in § 13 Abs. 1 
genannten Personen wiedergeben. Im Übrigen gel-
ten die §§ 159 bis 165 ZPO in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend, soweit nicht nachstehend 
etwas anderes geregelt ist.

§ 19
(1) Die Schiedsstelle hat eine gütliche Einigung der 
Beteiligten anzustreben.

(2) Erscheinen weder der Antragsteller noch sein 
Vertreter unentschuldigt zum Termin, gilt der Antrag 
als zurückgenommen. 

(3) Erscheinen weder Antragsgegner noch sein Ver-
treter unentschuldigt zum Termin, gilt der Einigungs-
versuch als gescheitert. 

(4) In den Fällen des Abs. 2 und des Abs. 3, des § 
8 Abs. 3 und Abs. 5, des § 22 Abs. 3 und wenn die 
Beteiligten übereinstimmend die Schiedssache für 
erledigt erklären, hat die Kammer - außerhalb der 
mündlichen Verhandlung der Kammervorsitzende - 
die Einstellung durch Beschluss festzustellen. 

(5) Kommt es während der Verhandlung zu einer 
Einigung der Beteiligten, so ist deren Inhalt ins Pro-
tokoll aufzunehmen und zur Genehmigung des Tex-
tes zu verlesen.

(6) Erscheint nach Verhandlung ein Einigungsver-
such aussichtslos, kann die Kammer durch Beschluss 
von einem Einigungsvorschlag absehen und außer in 
den Fällen des § 1 Abs. 3 das Verfahren für geschei-
tert erklären.

(7) Andernfalls macht die Kammer in den Verfah-
ren, in denen sie nicht zu einer abschließenden Ent-

scheidung gemäß § 1 Abs. 3 berufen ist, am Ende 
der Verhandlung oder des Sitzungstages oder in 
einem auf spätestens zwei Wochen später anzu-
setzenden Verkündigungstermin einen schriftlichen 
Einigungsvorschlag, der zur Sitzungs- oder Verkün-
dungsniederschrift zu nehmen ist. Gleichzeitig setzt 
die Kammer den Beteiligten eine angemessene Frist 
zur Erklärung, ob der Einigungsvorschlag angenom-
men wird. Wird der Einigungsvorschlag nicht ange-
nommen, ist das Schiedsverfahren gescheitert, ohne 
dass es eines weiteren Beschlusses bedarf. 

(8) Die Geschäftsstelle hat den Beteiligten Abschrif-
ten der Sitzungsniederschrift zu übersenden.

(9) Der Vorsitzende und die Beisitzer der Kam-
mern haben über den Hergang von Beratungen 
und Abstimmungen Verschwiegenheit zu bewahren, 
auch nach Ablauf ihrer Amtszeit, insoweit nicht eine 
gesetzliche	Offenbarungspflicht	besteht.

§ 20
(1) In den Fällen, in denen die Schiedsstelle end-
gültig entscheidet (§ 1 Abs. 3), ist entweder am 
Ende der mündlichen Verhandlung oder in einem 
auf spätestens zwei Wochen später anzusetzenden 
Verkündungstermin der Schiedsspruch zu verkün-
den. Der Schiedsspruch ist schriftlich abzufassen, 
mit Gründen zu versehen und von allen Mitgliedern 
der Kammer zu unterschreiben. Er wird in Anlage zur 
Sitzungs- oder Verkündungsniederschrift genom-
men. Die §§ 313, 314, 315 ZPO und die §§ 319 bis 
321 ZPO gelten in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend.

(2) Die Geschäftsstelle hat den Beteiligten Abschrif-
ten der Sitzungsniederschrift und Ausfertigungen 
des Schiedsspruches spätestens binnen drei Wochen 
nach der Verhandlung zu übersenden.

(3) Im Einvernehmen mit den Beteiligten und soweit 
es nicht dem Diözesanrecht widerspricht, kann die 
Kammer schriftlich verhandeln und entscheiden.

§ 21
Die Schiedssprüche der Kammer oder des Vorsit-
zenden in den Verfahren nach § 1 Abs. 3 und die 
Einigungen nach dieser Schiedsordnung binden die 
Beteiligten.

§ 22
(1) Die Wiederaufnahme eines abgeschlossenen Ver-
fahrens ist nur bei den durch Schiedsspruch beende-
ten Verfahren möglich und nur dann, wenn geltend 
gemacht werden kann, dass
a) die erkennende Kammer nicht vorschriftsmäßig 
besetzt war,
b) ein Mitglied bei der Entscheidung mitgewirkt hat, 
das von der Ausübung seines Amtes ausgeschlossen 
oder abgelehnt war, sofern nicht die Gründe für den 
Ausschluss oder die Ablehnung schon erfolglos gel-
tend gemacht worden waren,
c) die Entscheidung auf dem Inhalt einer fälschlich 
ausgefertigten oder verfälschten Urkunde oder auf 
einem Zeugnis oder Gutachten beruht, das falsch 
abgegeben worden ist,
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d) ein gerichtliches Urteil, auf dessen tatsächlichen 
Feststellungen die Entscheidung beruht, durch ein 
anderes rechtskräftiges Urteil aufgehoben worden 
ist,
e) ein Mitglied der Kammer sich in der Sache einer 
strafbaren	 Verletzung	 seiner	 Amtspflicht	 schuldig	
gemacht hat.

(2) Für die Wiederaufnahme gelten die allgemeinen 
Vorschriften des Antragsverfahrens. Dabei sind ins-
besondere der Wiederaufnahmegrund zu bezeichnen 
und die Beweismittel für die Tatsachen anzugeben, 
die den Wiederaufnahmegrund und die Einhaltung 
der Antragsfrist ergeben.

(3) Der Wiederaufnahmeantrag ist innerhalb einer 
Frist von einem Monat zu stellen. Die Frist beginnt 
mit dem Tag, an dem der Beteiligte von dem Wieder-
aufnahmegrund Kenntnis erhalten hat. Nach einem 
Jahr seit Zustellung der Entscheidung ist ein Wieder-
aufnahmeantrag nicht mehr zulässig.

(4) Im Wiederaufnahmeverfahren sind die Mitglieder 
der Kammer ausgeschlossen, deren frühere Betei-
ligung als Wiederaufnahmegrund vorgebracht wird.

(5) Die Hauptsache wird, soweit sie von dem Wie-
deraufnahmegrund betroffen ist, von neuem ver-
handelt. Nach dem Ergebnis der Verhandlung wird 
die frühere Entscheidung bestätigt oder unter Erlass 
einer anderweitigen Entscheidung aufgehoben.

§ 23
(1) Verhandlungsgebühren werden nicht erhoben. 
Jeder Beteiligte trägt seine Kosten selbst.

(2) Soweit Zeugen gehört oder Gutachter und sons-
tige sachkundige Dritte eingeschaltet werden, hat 
der Kammervorsitzende vor kostenauslösenden 
Maßnahmen unter den Beteiligten eine Regelung 
über die Kostentragung herbeizuführen. Er kann die 
Maßnahmen von der Einzahlung eines Vorschusses 
abhängig machen. Kommt eine Einigung über die 
Kosten nicht zu Stande oder zahlt ein Beteiligter den 
ihm auferlegten Vorschuss nicht fristgerecht ein, 
erklärt die Kammer das Verfahren für gescheitert. 

§ 24
Durch die Tätigkeit der Mitglieder der Schiedsstelle 
entstehende Kosten einschließlich notwendiger Rei-
sekosten trägt das Bistum.

§ 25
Für die Schiedsstelle besteht eine Geschäfts-
stelle. Über sie wird der Schriftverkehr geführt. Die 
Geschäftsstelle	hat	folgende	Anschrift:	Bischöfliches	
Generalvikariat,	Zwölfling	16,	45127	Essen.

§ 26
(1) Beschlüsse nach diesem Statut sind unanfecht-
bar.

(2) Soweit dieses Statut keine Bestimmungen über 
das Verfahren enthält, ist erforderlichenfalls die ZPO 
in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzu-
wenden. 

(3) Die Schiedsstelle ist berechtigt personenbezoge-
nen Daten zu verabeiten, soweit dies für die Erfül-
lung der Aufgabe nach diesem Gesetz notwendig ist. 
Die Vorschriften des Gesetzes über KDG sind dabei 
zu beachten.
§ 27
Dieses Statut tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt das Statut vom 01.07.2015 (Kirchliches 
Amtsblatt	2015,	Nr.	56)	außer	Kraft;	 laufende	Ver-
fahren werden nach Maßgabe des bisherigen Sta-
tutes durchgeführt. Die Amtszeit der Mitglieder der 
Schiedsstelle beginnt mit Inkrafttreten des Statuts 
neu.

Essen, 19.11.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen

L. S.  Hans Herbert Hölsbeck
 Kanzler der Kurie

Nr. 102 Änderung der Mitarbeitervertretungs- 
 ordnung

I. Die Mitarbeitervertretungsordnung – MAVO – für 
den Bereich des Bistums Essen in der Fassung vom 
30. Oktober 1996 (Kirchliches Amtsblatt 1996, S. 
123ff.), zuletzt geändert am 26. März 2020 (Kirch-
liches Amtsblatt 2020, S. 47), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 10 Absatz 1 erhält die Sätze 5 und 6 folgenden 
Wortlauts:

„Kann die Mitarbeiterversammlung wegen eines 
unabwendbaren Ereignisses nicht durch die kör-
perliche Anwesenheit der Mitarbeiter durchgeführt 
werden, kann die Teilnahme der Mitarbeiter an der 
Mitarbeiterversammlung mittels neuer Informations- 
und Kommunikationstechnologien erfolgen, wenn 
sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Mitar-
beiterversammlung	keine	Kenntnis	nehmen	können;	
Satz 3 bleibt unberührt. Ist im Fall des Satzes 5 eine 
Mitarbeiterversammlung mittels neuer Informations- 
und Kommunikationstechnologien nicht möglich, ist 
der	 Dienstgeber	 verpflichtet,	 unverzüglich	 einen	
Wahlausschuss zu bestellen, der die Wahl gemäß §§ 
9 bis 11 durchführt.“

2. § 11a erhält einen Absatz 3 folgenden Wortlauts:

„(3)	Für	die	im	Jahr	2021	stattfindenden	Wahlen	zur	
Mitarbeitervertretung gilt abweichend von Absatz 
2,	dass	Absatz	1	keine	Anwendung	findet,	wenn	die	
Mitarbeitervertretung spätestens sechs Wochen vor 
Beginn des einheitlichen Wahlzeitraums die Durch-
führung der Wahl nach den §§ 9 bis 11 beschließt. 
Ist in einer Einrichtung eine Mitarbeitervertretung 
nicht	 vorhanden,	 ist	 der	 Dienstgeber	 verpflichtet,	
unverzüglich einen Wahlausschuss zu bestellen, 
der die Wahl gemäß §§ 9 bis 11 durchführt. Der 
Wahlausschuss bestimmt den Wahltag. Im Falle des 
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Ausscheidens eines Mitglieds bestellt der Wahlaus-
schuss unverzüglich ein neues Mitglied.“

II. Die vorstehenden Änderungen treten am 1. 
Januar 2021 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2021 außer Kraft.

Die vorstehenden Änderungen setze ich für das Bis-
tum Essen in Kraft.

Nr. 103 Beschlüsse der Bundeskommission 
 der Arbeitsrechtlichen Kommission 
 des Deutschen Caritasverbandes vom  
 08. Oktober 2020

A. Änderung des Anhangs B der Anlage 30 zu den 
AVR 

I. Änderung in § 1 des Anhangs B der Anlage 30 zu 
den AVR
1. In § 1 des Anhangs B der Anlage 30 zu den AVR 
wird ein neuer Absatz 1a eingefügt:

„(1a) 1Diese Übergangs- und Besitzstandsregelung 
gilt auch für alle Ärztinnen und Ärzte im Sinne des 
§ 1 der Anlage 30, die am 31. Dezember 2019 in 
einem Dienstverhältnis gestanden haben, das am 1. 
Januar 2020 fortbesteht, für die Dauer des ununter-
brochen fortbestehenden Dienstverhältnisses. 2In 
den Fällen nach Satz 1 gilt für die Besitzstandsre-
gelung nach § 3 Anhang B der Anlage 30 anstatt 
(des Tags) des Inkrafttretens der Anlage 30 zu den 
AVR durch Beschluss der Regionalkommission der 1. 
Januar 2020. 3In den Fällen nach Satz 1 gilt § 3 
Anhang B der Anlage 30 mit der Maßgabe, dass

a) Absatz 5 (in der Fassung durch Beschluss der 
Bundeskommission vom 9. Dezember 2010) keine 
Anwendung	findet	und

b) abweichend von § 3 Absatz 10 Satz 2 die im Jahr 
2020 erhöhten Werte zugrunde zu legen sind.“

II. Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Oktober 2020 in Kraft.

B. Änderungen in Anlage 2 zu den AVR

I. In Anlage 2 zu den AVR werden die folgenden 
Tätigkeitsmerkmale ersatzlos gestrichen und jeweils 
durch das Wort „(entfällt)“ ersetzt:

1. In Vergütungsgruppe 1: 
• die Ziffern 1 und 2, 

2. In Vergütungsgruppe 1a: 
• die Ziffern 2 bis 7 sowie
• die Ziffern 15 und 16, 

3. In Vergütungsgruppe 1b: 

• die Ziffern 3 bis 8 sowie 
• die Ziffern 18 und 19, 

4. In Vergütungsgruppe 2: 
• Ziffer 2,
• Ziffer 17.

II. Der Beschluss tritt zum 1. November 2020 in 
Kraft.

Die vorstehenden Beschlüsse setze ich für das Bis-
tum Essen in Kraft.

Nr. 104 Beschlüsse der Regional-KODA Nord- 
 rhein-Westfalen vom 2. Dezember 
 2020 – Änderungen der KAVO

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen 
Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfäli-
scher Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat 
am 2. Dezember 2020 beschlossen:
I) Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung 
(KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, 
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born vom 15.12.1971 (Kirchliches Amtsblatt 1971, 
S. 157ff.), zuletzt geändert am 16.08.2020 (Kirchli-
ches Amtsblatt 2020, S. 82ff.), wird wie folgt geän-
dert:

1. Es wird ein neuer § 40b folgenden Wortlauts ein-
gefügt:

„§ 40b Kurzarbeit während der durch das Corona-Vi-
rus (SARS-Cov-2/COVID-19) verursachten Pande-
mie

Die Regelungen zur Kurzarbeit während der durch 
das Corona-Virus (SARS-Cov-2/COVID-19) verur-
sachten Pandemie richten sich nach der Anlage 32.“

2.  In der Anlage 4 wird an § 6 ein § 7 folgenden 
Wortlauts angefügt:

„§ 7 Einmalige Corona-Sonderzahlung 2020

(1) Die Mitarbeiter erhalten eine einmalige Coro-
na-Sonderzahlung spätestens mit dem Tabellenent-
gelt des Monats Dezember 2020 ausgezahlt, wenn 
ihr Arbeitsverhältnis am 1. Oktober 2020 bestand 
und an mindestens einem Tag zwischen dem 1. März 
2020 und dem 31. Oktober 2020 Anspruch auf Ent-
gelt bestanden hat. 

(1a) Die einmalige Corona-Sonderzahlung wird 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitsent-
gelt gewährt. Es handelt sich um eine Beihilfe bzw. 
Unterstützung des Arbeitgebers zur Abmilderung 
der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise 
im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteu-
ergesetzes. 

Essen, 03.12.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen

Essen, 03.12.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen
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(1b) Anspruch auf Entgelt im Sinne des Absatzes 1 
sind auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus 
Anlass der in § 23a Absatz 1 Satz 1 KAVO  genann-
ten Ereignisse und der Anspruch auf Krankengeld-
zuschuss (§ 30 Absatz 2 und 3 KAVO), auch wenn 
dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozi-
alversicherungsträgers nicht gezahlt wird. Einem 
Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von 
Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen, Kurzarbeitergeld und der 
Bezug von Mutterschaftsgeld nach § 19 MuSchG. 

(1c) Die Corona-Sonderzahlung ist kein zusatzver-
sorgungspflichtiges	Entgelt.	

(2) Die Höhe der einmaligen Corona-Sonderzahlung 
beträgt
−	für	die	Entgeltgruppen	1	bis	8		 6 0 0 , 0 0	
Euro, 
−	für	die	Entgeltgruppen	9a	bis	12		 4 0 0 , 0 0	
Euro und 
−	für	die	Entgeltgruppen	13	bis	15		 3 0 0 , 0 0	
Euro. 

§ 29 Absatz 2 KAVO gilt entsprechend. Maßgeblich 
sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Oktober 2020. 

(3) Die einmalige Corona-Sonderzahlung ist bei der 
Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu berück-
sichtigen.“ 

3. In der Anlage 22a wird § 15 Absatz 2 wie folgt 
geändert:

a) Die Datumsangabe „31. Dezember 2020“ wird 
durch die Datumsangabe „31. Dezember 2021“ 
ersetzt.

b) Die Datumsangabe „1. Januar 2021“ wird durch 
die Datumsangabe „1. Januar 2022“ ersetzt.

4.  Nach der Anlage 31 wird eine neue Anlage 32 fol-
genden Wortlauts angefügt:

„Kurzarbeit während der durch das Corona-Virus 
(SARS-Cov-2/COVID-19) verursachten Pandemie

Präambel

Die durch das Corona-Virus (SARS-CoV-2/COVID-
19) verursachte Pandemie betrifft neben der 
Gesundheit der Menschen auch deren wirtschaftli-
che Zukunft. Um im Anschluss an die Corona-Krise 
möglichst schnell wieder auf den dann erforderli-
chen	Personalbedarf	reagieren	zu	können,	die	finan-
zielle Existenz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in der Krise zu sichern und wirtschaftlichen Scha-
den von den Dienstgebern im Geltungsbereich der 
KAVO Nordrhein-Westfalen abzuhalten, soll das Ins-
trument	 der	 Kurzarbeit	 flexibel	 eingesetzt	 werden.	
Dabei arbeiten Dienstgeber und Mitarbeitervertre-
tung vertrauensvoll zusammen. Die Beteiligungs-
rechte der Mitarbeitervertretung nach MAVO werden 
durch die nachfolgenden Regelungen nicht berührt.  
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
(1) Diese Anlage gilt für Mitarbeiter, die in einem 
ungekündigten Arbeitsverhältnis zu einem Dienst-
geber im Sinne von § 1 Abs. 1 und Abs. 1a KAVO 
stehen.
 
(2) Von der Kurzarbeit ausgenommen sind: 

- Auszubildende, Schülerinnen und Schüler sowie 
Praktikantinnen und Praktikanten, 

- Ausbildende, denen zeitlich überwiegend Tätigkei-
ten der Ausbildung von Auszubildenden oder Schü-
lerinnen und Schülern bzw. der Betreuung von Prak-
tikanntinnen und Praktikanten übertragen sind oder 
die ausdrücklich gegenüber Dritten als Ausbildende, 
Praxisanleitende bzw. Betreuende benannt sind, 
wenn zu erwarten ist, dass diese während des Kurz-
arbeitszeitraumes im bisherigen Umfang die Ausbil-
dung bzw. Betreuung durchführen, 

- Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis während des 
Kurzarbeitszeitraumes aufgrund Aufhebungsvertrag 
oder deshalb endet, weil ein befristeter Arbeitsver-
trag nicht verlängert wird,  

- schwangere Frauen und werdende Väter, die Eltern-
geld in Anspruch nehmen werden, und bei denen der 
Bezug von Kurzarbeitergeld in den Bemessungszeit-
raum des Elterngeldes gemäß § 2 BEEG fällt, 

- geringfügig Beschäftigte, 

- Mitarbeiter in der Freistellungsphase des Altersteil-
zeitblockmodells. 

(3) Dienstvereinbarungen, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieser Anlage bereits gelten, bleiben 
unberührt. Soweit die in der Dienstvereinbarung 
zugesagte Aufstockung unterhalb der in § 5 Abs. 1 
genannten Prozentsätze liegt, ersetzt § 5 Abs. 1 die 
Regelung der Dienstvereinbarung bei Rechtsträgern 
in der Rechtsform einer Körperschaft öffentlichen 
Rechts. Bei Rechtsträgern in einer anderen Rechts-
form beraten Dienstgeber und Mitarbeitervertretung 
im Falle des Satzes 2 die Möglichkeit einer Erhöhung 
der Aufstockung. 

§ 2 Voraussetzungen der Einführung und Ausgestal-
tung der Kurzarbeit 
 
(1) Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzun-
gen gemäß SGB III und Kurzarbeitergeldverordnung 
kann Kurzarbeit auf der Grundlage einer Dienstver-
einbarung (§ 38 MAVO) eingeführt werden. In Ein-
richtungen ohne Mitarbeitervertretung ist Kurzar-
beit gemäß den Regelungen dieser Anlage und der 
gesetzlichen Vorgaben mit jedem betroffenen Mitar-
beiter gesondert schriftlich zu vereinbaren.

(2) Mitarbeitervertretung und Dienstgeber legen in 
der Dienstvereinbarung eine angemessene Ankün-
digungsfrist fest. Die angekündigte Kurzarbeit kann 
nur innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach 
Ablauf der Ankündigungsfrist eingeführt werden. 
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Nach Ablauf dieser Frist ohne Einführung der Kurz-
arbeit oder bei einer mindestens sechswöchigen 
Unterbrechung der Kurzarbeit durch Vollarbeit muss 
vor Aufnahme beziehungsweise Weiterführung der 
Kurzarbeit die Ankündigung wiederholt werden. 
 
§ 3 Umfang und Höchstdauer der Kurzarbeit 
 
Die Kurzarbeit kann in Einrichtungen sowie Teilen 
derselben eingeführt werden, für einzelne Mitarbei-
ter jedoch nicht ohne sachlichen Grund. Die Kurzar-
beit kann längstens bis zum 31. Dezember 2021 ein-
geführt bleiben. Sie kann verlängert werden, wenn 
die entsprechende staatliche Regelung nach SGB 
III für die Corona-Situation über den 31. Dezember 
2021 hinaus verlängert wird. 
 
§ 4  Anzeige bei der Agentur für Arbeit - Information 
der Mitarbeitervertretung  
 
(1) Der Dienstgeber stellt im Falle der Notwendig-
keit von Kurzarbeit unverzüglich bei der zuständigen 
Agentur für Arbeit die Anträge zur Gewährung von 
Kurzarbeitergeld. Die Mitarbeitervertretung erhält 
Kopien der dafür erforderlichen Unterlagen. 
(2) Die Mitarbeitervertretung wird vom Dienstgeber 
regelmäßig oder auf Anforderung der Mitarbeiterver-
tretung über die Entwicklung der Lage informiert. 
Das Nähere wird in der Dienstvereinbarung geregelt. 

§ 5 Aufstockung des Kurzarbeitergeldes 
 
(1) Mitarbeiter eines Rechtsträgers in der Rechts-
form einer Körperschaft öffentlichen Rechts, die von 
der Kurzarbeit betroffen sind, erhalten vom Dienst-
geber zusätzlich zum verkürzten Entgelt und dem 
von der Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzar-
beitergeld eine Aufstockung auf  

- in den Entgeltgruppen 1 bis 10 (Anlage 5) 95 Pro-
zent, 
- in den Entgeltgruppen 11 bis 15 (Anlage 5) 90 Pro-
zent  

des Nettomonatsentgelts, das sie in den drei vol-
len Kalendermonaten vor Einführung der Kurzarbeit 
durchschnittlich erhalten haben. Eine Abweichung 
zugunsten der Mitarbeiter ist in der Dienstvereinba-
rung möglich.

(2) Bei Mitarbeitern eines Rechtsträgers in anderer 
Rechtsform soll die Aufstockung in einer Absatz 1 
entsprechenden Weise erfolgen. Mitarbeitervertre-
tung und Dienstgeber können eine Abweichung auch 
zu Ungunsten der Mitarbeiter aus sachlichen Grün-
den vereinbaren.

(3) Bei der Ermittlung des Nettomonatsentgelts 
nach Absatz 1 Satz 1 bleiben das zusätzlich für 
Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit 
Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Über-
stunden und Mehrarbeit), leistungs- oder erfolgs-
abhängige Entgelte oder Prämienzahlungen, jähr-
liche Sonderzahlungen, an eine bestimmte Dauer 
der Beschäftigungszeit anknüpfende Entgelte oder 
Prämienzahlungen, Zahlungen aufgrund des Todes 

von Mitarbeitern sowie sonstige einmalige Sonder-
zahlungen unberücksichtigt. Das für die Aufstockung 
des Kurzarbeitergeldes maßgebliche Nettomonats-
entgelt ist durch die Beitragsbemessungsgrenze im 
Sinne des SGB III begrenzt. Die Berechnung des für 
die Aufstockung erforderlichen Bruttobetrages kann 
im pauschalierten Berechnungsverfahren ermittelt 
werden, bei dem auf ganze 10 Euro kaufmännisch 
gerundet werden kann. 
 
(4) Ungekürzt weitergezahlt werden vermögens-
wirksame Leistungen, die Weihnachtszuwendung 
und das Leistungsentgelt (§ 26 KAVO) bzw. die pau-
schale Jahreszahlung (§ 26a KAVO).
 
(5) Die Aufstockung zum Kurzarbeitergeld ist zusatz-
versorgungspflichtiges	Entgelt.	
 
(6) Bei der Lohn- und Gehaltsabrechnung sollen die 
tariflichen	 Entgelte,	 Kurzarbeitergeld	 und	 Aufsto-
ckung gesondert ausgewiesen werden. 
 
(7) Der Aufstockungsbetrag ist kein monatliches 
Entgelt	und	wird	deshalb	bei	tariflichen	Leistungen,	
deren Höhe vom Entgelt abhängig ist, nicht berück-
sichtigt. 
 
§ 6   Betriebsbedingte Kündigungen, Wiedereinstel-
lung 
 
(1) Der Ausspruch betriebsbedingter Beendigungs-
kündigungen ist für die Dauer der Kurzarbeit für die-
jenigen Mitarbeiter ausgeschlossen, die sich in Kurz-
arbeit	befinden.	Für	Mitarbeiter	eines	Rechtsträgers	
in der Rechtsform einer Körperschaft öffentlichen 
Rechts,	die	sich	in	Kurzarbeit	befinden,	ist	der	Aus-
spruch einer betriebsbedingten Kündigung auch für 
die Dauer von drei Monaten nach Beendigung der 
Kurzarbeit ausgeschlossen.
 
(2) Mitarbeiter, deren befristeter Arbeitsvertrag auf-
grund der Kurzarbeit nicht verlängert wurde, sind 
bei entsprechender Eignung vorrangig wiedereinzu-
stellen, wenn ursprünglich vorhandene und infolge 
der Kurzarbeit abgebaute Arbeitsplätze wieder neu 
geschaffen und zu besetzen sind. 

§ 7 Altersteilzeit
 
Für Mitarbeiter in der Arbeitsphase des Altersteilzeit-
blockmodells kann § 10 Anlage 22a entsprechend 
angewendet werden. Die Aufstockung gemäß § 5 
Abs. 1 ist kein Regelarbeitsentgelt im Sinne von § 7 
Abs. 3 Satz 2 Anlage 22a.
 
§ 8   Besondere Bestimmungen 
 
Diese Anlage gilt für die besondere Situation der 
COVID-19-Pandemie. Sie tritt am 1. Dezember 2020 
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2021 
außer Kraft.“ 
 
II) Die Änderungen unter Ziffer I) 1. Und 4 treten 
rückwirkend zum 1. Dezember 2020 in Kraft. Die 
Änderung unter Ziffer I) 2. tritt rückwirkend zum 01. 
November 2020 in Kraft. Die Änderung unter Ziffer I) 
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3. tritt rückwirkend zum 01. Oktober 2020 in Kraft.

Ich setze die vorstehenden Beschlüsse für das Bis-
tum Essen in Kraft.

Nr. 105 Beschluss der Regional-KODA Nord- 
 rhein-Westfalen vom 2. Dezember 
 2020 - Berufsausbildungsordnung

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen 
Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfäli-
scher Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat 
am 2. Dezember 2020 beschlossen:

I)Die Ordnung für Berufsausbildungsverhältnisse 
vom 05.04.1991 (Kirchliches Amtsblatt 1991, S. 
107ff.), zuletzt geändert am 24.08.2018 (Kirchliches 
Amtsblatt 2018, S. 198), wird wie folgt geändert:

Nach § 29 wird ein § 30 mit folgendem Wortlaut 
angefügt:

„§ 30 Einmalige Corona-Sonderzahlung 2020

§	7	Anlage	4	KAVO	findet	Anwendung	mit	der	Maß-
gabe, dass sich die Höhe der Sonderzahlung auf 
225,00 Euro beläuft.“

II) Die Änderungen unter Ziffer I) treten rückwir-
kend zum 1. November 2020 in Kraft.

Ich setze die vorstehenden Beschlüsse für das Bis-
tum Essen in Kraft.

Essen, 09.12.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen

Nr. 106 Beschluss der Regional-KODA Nord- 
 rhein-Westfalen vom 2. Dezember 
 2020 - PiA-Ordnung

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen 
Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfäli-
scher Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat 
am 2. Dezember 2020 beschlossen:

I) Die Ordnung für Schülerinnen und Schüler in pra-
xisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin 
nach landesrechtlichen Regelungen (PiA-Ordnung) 
vom 21.06.2019 (Kirchliches Amtsblatt 2019, S. 
79ff.) wird wie folgt geändert:

Nach § 23 wird ein § 23a mit folgendem Wortlaut 
angefügt:

„§ 23a Einmalige Corona-Sonderzahlung 2020

§	7	Anlage	4	KAVO	findet	Anwendung	mit	der	Maß-
gabe, dass sich die Höhe der Sonderzahlung auf 
225,00 Euro beläuft.“

II) Die Änderungen unter Ziffer I) treten rückwir-
kend zum 1. November 2020 in Kraft.

Ich setze die vorstehenden Beschlüsse für das Bis-
tum Essen in Kraft.

Nr. 107 Beschluss der Regional-KODA Nord- 
 rhein-Westfalen vom 2. Dezember 
 2020 - Ordnung für Praktikantinnen 
 und Praktikanten

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-) Diözesen 
Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfäli-
scher Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat 
am 2. Dezember 2020 beschlossen:

I) Die Ordnung für Praktikantinnen und Praktikan-
ten vom 07.04.1992 (Kirchliches Amtsblatt 1992, S. 
47ff.), zuletzt geändert am 21.06.2019 (Kirchliches 
Amtsblatt 2019, S. 79), wird wie folgt geändert:

Nach § 7a wird ein § 7b mit folgendem Wortlaut 
angefügt:

„§ 7b Einmalige Corona-Sonderzahlung 2020

§	7	Anlage	4	KAVO	findet	Anwendung	mit	der	Maß-
gabe, dass sich die Höhe der Sonderzahlung auf 
225,00 Euro beläuft.“

II) Die Änderungen unter Ziffer I) treten rückwir-
kend zum 1. November 2020 in Kraft.

Ich setze die vorstehenden Beschlüsse für das Bis-
tum Essen in Kraft.

Essen, 09.12.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen

Nr. 108 Sondervertretung gemäß § 23 Absatz 
 3 MAVO

Sonderbestimmungen über eine Sondervertretung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im pastoralen 
Dienst im Bistum Essen gemäß § 23 Absatz 3 MAVO

§ 1

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im pastora-
len Dienst im Sinne des § 1 Absatz 4 KAVO in Ver-
bindung mit der Anlage 20 zur KAVO, die aufgrund 
eines Beschäftigungsverhältnisses gemäß § 3 Absatz 
1 MAVO mit dem Bistum Essen oder in entsprechen-
den Tätigkeiten aufgrund eines Gestellungsvertrages 
mit dem Bistum Essen tätig oder zu einer Einrich-
tung eines anderen kirchlichen Rechtsträgers abge-
ordnet oder versetzt worden sind, bilden eine Son-
dervertretung gemäß § 23 MAVO.

Essen, 09.12.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen
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Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates

Nr. 109 Priesterratswahl am 16.11.2020

1. Wahlergebnis

Nach Auszählung der Stimmen durch den Wahlaus-
schuss, bestehend aus Spiritual Dr. Klaus Kleffner, 
Propst Christoph Wichmann und Pastor Hans-Ulrich 
Neikes, wird das folgende Ergebnis veröffentlicht:
53% der Wahlberechtigten haben ihre Stimme abge-
geben. Gewählt wurden (Stimmenzahl in Klam-
mern):

 • Pastor Hermann-Josef Brandt (119)
 • Pfarrer Christian Böckmann (113)
 • Pfarrer Thomas Köster (103)
 • Pfarrer Claus Optenhöfel (99)
 • Pastor Stefan Wiesel (89)
 • Kaplan Fabian Lammers (78)
 • Pastor i.R. Werner Bering (76)
 • Pastor Matthias Feldmann (76)
 • Pastor Marius Schmitz (65)
 • Pastor Sven Christer Scholven (64)

Auf der Ersatzliste stehen

 • Pfarrer Vinzent Graw (63)
 • Pastor Roland Sabel (59)
 • Kaplan Oliver Schmitz (56)
 • Pastor Georg Rücker (48)
 • Pastor Andreas Becker (34)

Einwände gegen die Durchführung der Wahl und 
Einspruch gegen die Festlegung des Wahlergebnis-

ses müssen innerhalb einer Woche nach ihrer Veröf-
fentlichung im Kirchlichen Amtsblatt beim Wahlaus-
schuss eingereicht werden. Über Einwände und Ein-
sprüche entscheidet der Wahlausschuss.

2. Weitere Mitglieder des Priesterrates und konstitu-
ierende Sitzung: 
Geborene Mitglieder des Priesterrates sind: General-
vikar Msgr. Klaus Pfeffer, Weihbischof Ludger Sche-
pers, Weihbischof Wilhelm Zimmermann, Domkapi-
tular Dr. Michael Dörnemann (als Dezernent Pasto-
ral), Domkapitular Dr. Kai Reinhold (als Dezernent 
Personal/Pastoral).

Berufene Mitglieder des Priesterrates sind: n. r. Dom-
kapitular Pastor Johannes Broxtermann, Pastor Ber-
told Bittger, Pfarrer P. Kamil Pawlak OFMConv, Prior 
P. Maurus Zerb OCist.

Die	konstituierende	Sitzung	des	Priesterrates	findet	
statt am 08./09.02.2021.

Essen, 09.12.2020

Für den Wahlausschuss
Benedikt Rausche

Geschäftsführer des Priesterrates

Unter die Regelung des Unterabsatzes 1 fallen auch 
Personen, die 
1. zu ihrer Aus- oder Weiterbildung zu einer Tätigkeit 
im pastoralen Dienst beschäftigt sind oder
2. die auf einer Stelle eingesetzt sind, die durch 
Organisationsverfügung	 des	 Bischöflichen	 General-
vikars ausdrücklich dem pastoralen Dienst zugeord-
net ist, unabhängig da von, ob diese Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter die Ausbildung zur/zum Gemeinde- 
oder Pastoralreferentin oder -referenten abgeschlos-
sen haben,
3. die in der Schulseelsorge tätig sind, unabhängig 
da von, ob diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die 
Ausbildung zur/zum Gemeinde- oder Pastoralrefe-
rentin oder -referenten abgeschlossen haben.

(2) Die Sondervertretung wirkt mit an Maßnahmen, 
die das Bistum als Dienstgeber (Anstellungsträger) 
für den in Absatz 1 genannten Personenkreis trifft. 
Die Zuständigkeit der Mitarbeitervertretung in der 
Bischöflichen	Kurie	bleibt	unberührt.	
(3) Das aktive und passive Wahlrecht in der Einrich-
tung, zu der die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter abge-
ordnet oder versetzt ist, bleibt unberührt. 

§ 2

Die Wahl der Sondervertretung erfolgt ausschließlich 
durch Briefwahl gemäß § 11 Absatz 4 MAVO.

§ 3

Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Mitarbei-
tervertretungsordnung für das Bistum Essen in ihrer 
jeweiligen Fassung.

§ 4

Diese Sonderbestimmungen treten zum 01.12.2020 
in Kraft und ersetzen die Sonderbestimmungen zur 
Sondervertretung der Gemeindereferent(inn)en und 
Pastoralreferent(inn)en im Bistum Essen gemäß § 23 
Abs. 4 MAVO vom 16.12.1994, zuletzt geändert am 
12.08.2006 (Kirchliches Amtsblatt 2006, S. 117). 

Die vorstehenden Änderungen setze ich hiermit in 
Kraft.

Essen, 08.12.2020
 + Dr. Franz-Josef Overbeck 
 Bischof von Essen
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Nr. 110 „Vertrau mir, ich bin da!“ – Gabe der 
  Erstkommunionkinder 2021 

„Vertrau mir, ich bin da!“ – unter dieses Leitwort 
stellt das Bonifatiuswerk in diesem Jahr seine 
Erstkommunionaktion und bittet um die Gabe der  
Erstkommunionkinder. Inhaltlich geht es bei der  
Erstkommunionaktion 2021 um die Begegnung des 
sinkenden Petrus mit Jesus auf dem See Geneza-
reth, die in Matthäus 14, 22-33 berichtet wird.
Das Bonifatiuswerk fördert, was zur Bildung christli-
cher Gemeinschaft und zur Vermittlung der christli-
chen Botschaft an die an nachfolgende Generationen 
in extremer Diaspora notwendig ist, u. a.:   
 • katholische Kinder- und Jugendeinrichtun- 
    gen und Wohngruppen  
 • religiöse Elementarerziehung in den katho- 
    lischen Kindergärten in den neuen Bundes- 
    ländern,  
 • Sakramentenkatechese, sowie andere reli- 
    giöse und diakonische Bildungsmaßnamen
 • Religiöse Kinderwochen (RKW),  
 • Katholische Jugend-(verbands)arbeit,  
 • internationale religiöse Jugendbegegnud- 
    gen,  
 • kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeits- 
    losigkeit, Gewalt und Missbrauch,  
 • ambulante Kinderhospizdienste,  
 • Jugendseelsorge in Justizvollzugsanstal- 
     ten,
 • katholische Jugendbands,  
 • katholische Schulseelsorge und Studieren- 
   denseelsorge.  
  
Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der 
Förderung der Kinder- und Jugendpastoral in der 
Diaspora mit der Festlegung der Erstkommuni-
ongabe für dieses Anliegen immer wieder deutlich 
unterstrichen. Deshalb bitten wir die in der Pastoral 
Tätigen, sowie alle ehrenamtlichen und hauptberuf-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Erst-
kommunionvorbereitung, durch ihre aktive Unter-
stützung diese zentrale Arbeit auch im Jahr 2021 
mitzutragen. Als Hilfswerk für den Glauben ist es 
unser Anspruch, unsere Projektpartner solidarisch 
und in zuverlässiger Kontinuität auch durch schwe-
ren Zeiten wie die Corona-Pandemie zu begleiten. 
Um helfen zu können, sind wir auf unsere Spend-
erinnen und Spender angewiesen. Über 1.000 Pro-
jekte in Deutschland, Nordeuropa und dem Balti-
kum werden aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe 
des Bonifatiuswerkes gefördert. Diese Förderung ist 
unter anderem nur dank der großzügigen Gabe der 
Erstkommunionkinder möglich.  
  
Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Begleitheft mit 
Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur  
Erstkommunionaktion veröffentlicht. Neben Beiträ-
gen renommierter Religionspädagogen und Theolo-
gen zum Thema enthält der Erstkommunion-Beglei-
ter auch Informationen zur Arbeit der Diaspora-Kin-
der- und –Jugendhilfe sowie die Vorstellung des 
Beispielprojektes 2021.   
  
Der Versand des Erstkommunion-Paketes (Erstkom-
munionposter, Begleithefte, Spendentüten, Briefe an 

die Kommunionkinder usw.) erfolgt automatisch bis 
spätestens Februar 2021. Bereits im August 2020 
wurden die Begleithefte zum Thema „Vertrau mir, ich 
bin da!“ verschickt.   

Bitte überweisen Sie die Erstkommuniongabe auf 
das im Kollektenplan angegebene Konto mit dem 
Vermerk „Gabe der Erstkommunionkinder“. Vielen 
Dank! 
  
Thema und Materialien zur Erstkommunion- und 
Firmaktion 2022 können zudem wieder bereits ab 
Frühjahr 2021 unter www.bonifatiuswerk.de einge-
sehen werden.   
Sollten Ihnen die o.g. Unterlagen nicht zugegangen 
sein, wenden Sie sich bitte jederzeit und gerne an:  
  
Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V.  
Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe  
Kamp 22, 33098 Paderborn  
Telefon: (05251) 29 96-53  
Telefax:  (05251) 29 96-88  
E-Mail:    bestellungen@bonifatiuswerk.de   
Internet: www.bonifatiuswerk.de  

Nr. 111 „Ist da wer?“ – Gabe der Neugefirm- 
 ten 2021  

Das Leitwort der Firmaktion 2021 „Ist da wer?“ greift 
zentrale Fragestellungen vieler junger Menschen auf 
ihrem Lebens- und Glaubensweg auf: Ist da wer, 
mit dem ich mein Leben teilen möchte? Ist da wer, 
der zu mir hält – in guten und schweren Tagen? Das 
Bonifatiuswerk möchte die Verantwortlichen in der 
Firmvorbereitung und die Firmbewerber dazu ermu-
tigen, sich diesen grundlegenden Fragestellungen zu 
stellen. Zudem sollen die Erfahrungen der Zuver-
sicht und des Zweifelns an Gott und der Kirche in der 
Firmvorbereitung	ihren	Raum	finden.		
  
Auch in diesem Jahr bitten wir wieder um die Gabe 
der	Neugefirmten.		Die	Kinder-	und	Jugendhilfe	des	
Bonifatiuswerkes fördert, was zur Begegnung im 
Glauben und zur Vermittlung der christlichen Bot-
schaft an  nachfolgende Generationen in extremer 
Diaspora notwendig ist. Im Sinne einer subsidiären 
Hilfe unterstützen wir in den deutschen, nordeuro-
päischen und baltischen Diaspora-Gemeinden u.a.:   
  
 • katholische Kinder- und Jugendeinrichtun- 
    gen und Wohngruppen  
 • religiöse Elementarerziehung in den katho- 
    lischen Kindergärten in den neuen Bundes- 
    ländern,  
 • Sakramentenkatechese, sowie andere reli- 
  giöse und diakonische Bildungsmaßna- 
    men,  
 • Religiöse Kinderwochen (RKW),  
 • Katholische Jugend-(verbands)arbeit,  
 • internationale religiöse Jugendbegegnun- 
    gen,  
 • kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeits- 
    losigkeit, Gewalt und Missbrauch,  
 • ambulante Kinderhospizdienste,  
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 • Jugendseelsorge in Justizvollzugsanstalten, 
 • katholische Jugendbands,  
 • katholische Schulseelsorge und Studieren- 
   denseelsorge.  
  
Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der 
Förderung der Kinder- und Jugendpastoral in der 
Diaspora mit der Festlegung der Firmgabe für dieses 
Anliegen immer wieder deutlich unterstrichen. Des-
halb bitten wir die in der Pastoral Tätigen, sowie alle 
ehrenamtlichen	und	hauptberuflichen	Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in der Firmvorbereitung, durch 
ihre aktive Unterstützung diese zentrale Arbeit auch 
im Jahr 2021 mitzutragen. Als Hilfswerk für den 
Glauben ist es unser Anspruch, unsere Projektpart-
ner solidarisch und in zuverlässiger Kontinuität durch  
schwere Zeiten wie die Corona-Pandemie zu beglei-
ten. Um helfen zu können, sind wir auf unsere Spen-
derinnen und Spender angewiesen. Über 1.000 Pro-
jekte in Deutschland, Nordeuropa und dem Balti-
kum werden aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe 
des Bonifatiuswerkes gefördert. Diese Förderung ist 
unter anderem nur dank der großzügigen Gabe der 
Neugefirmten	möglich.		
  
Erneut hat das Bonifatuswerk ein Firmbegleitheft mit 
Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur  
Firmaktion “Ist da wer?“ veröffentlicht. Der Firmbe-
gleiter 2021 enthält zudem Informationen zur Arbeit 
der Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe sowie die Vor-
stellung des Beispielprojektes 202 1. Der Versand 
des Firm-Paketes (Firmposter, Begleithefte, Spen-
dentüten,	Briefe	an	die	Gefirmten	und	Meditations-
bilder) erfolgt automatisch rechtzeitig zu dem im 
Firmplan bekanntgegebenen Termin. Materialhefte 
zur Aktion 2021 wurden Ihnen bereits im Spätsom-
mer 2020 zugestellt.  
  
Thema und Materialien zur Erstkommunion- und Fir-
maktion 2022 können zudem bereits ab Frühjahr 
2021 unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen wer-

den.   
  
Bitte überweisen Sie die Firmgabe auf das im Kollek-
tenplan angegebene Konto mit dem Vermerk „Gabe 
der	Gefirmten“.	Vielen	Dank!	Sollten	Ihnen	die	o.g.	
Unterlagen nicht zugegangen sein, wenden Sie sich 
bitte jederzeit und gerne an:  
  
Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e.V.  
Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe  
Kamp 22, 33098 Paderborn  
Telefon: (05251) 29 96-53   
Telefax:  (05251) 29 96-88  
E-Mail:    bestellungen@bonifatiuswerk.de   
Internet: www.bonifatiuswerk.de  

Nr. 112 Bekanntmachung der Schiedsstel- 
 lenleitung und der Kammervorsitzen- 
 den der Schiedsstelle des Bistums  
 Essen

Am 01.01.2021 beginnt die neue Amtszeit der 
Schiedsstelle für das Bistum Essen. Herr Bischof 
Dr. Franz-Josef Overbeck hat die folgenden Perso-
nen zum Schiedsstellenleiter bzw. als Kammervor-
sitzende ernannt:

1. Herr Stefan Schulte wurde zum Leiter der Schieds-
stelle und zum Vorsitzenden der 1. Kammer,
2. Frau Dr. Nicole Eckhold wurde zur Vorsitzenden 
der 2. Kammer,
3. Herr Matthias Menden wurde zur Vorsitzenden der 
3. Kammer ernannt.

Für die Geschäftsstelle
Pascal Sommer

Kirchliche Nachrichten

Nr. 113 Personalnachrichten

Es wurden ernannt / beauftragt / eingesetzt am:

29.10.2020 Oss i g , Carsten, Verlängerung seiner 
 kommissarischen Ernennung zum 
	 Bischöflichen	 Beauftragten	 für	 den	 
 Ständigen Diakonat im Bistum Essen 
 mit einem Beschäftigungsumfang von 
	 30	%	befristet	bis	zum	31.03.2021;

03.11.2020 T i e f ensee , Markus, nach Bestätigung 
 zum 01.12.2020 seiner Tätigkeit als 
 Pastoralreferent an der Pfarrei St. Anto- 
 nius in Essen mit einem Beschäftigungs- 
 umfang von 70 %, mit der Co-Leitung 
 des Zukunftsbildprojektes „Sozialpasto- 
 rale Zentren“, befristet bis zum  

 31.12.2021 mit 30 % Beschäftigungs- 
	 umfang;

10.11.2020 Busse , Daniela, nach Zustimmung 
 ihrer unbefristeten Beschäftigung als 
 Pastorale Mitarbeiterin zum 01.12.2020, 
 gleichzeitig mit 25 % Beschäftigungs- 
 umfang als Pastorale Mitarbeiterin in  
 der Gemeindeseelsorge der Pfarrei 
	 St.	 Barbara	 in	 Mülheim;	 mit	 25	 % 
 Beschäftigungsumfang Erwerb entspre- 
	 chender	Fachanforderungen;

12.12.2020	 Jän i ke ,	Agathe,	nach	Entpflichtung	zum 
 15.11.2020 von ihrer Aufgabe als 
 Gemeindereferentin an der Pfarrei St.  
 Antonius in Essen, befristet bis zum 
 15.05.2021 zur Mitarbeit in der Abtei- 
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 lung Glaube, Liturgie und Kultur im 
	 Bischöflichen	 Generalvikariat	 mit	 Wir- 
	 kung	zum	16.11.2020;

17.11.2020 Fend r i ch , Ulrike, rückwirkende Bestäti- 
 gung zum 15.11.2019 ihrer Aufgabe als 
  Geistliche Leiterin des kfd-Diözesanver- 
 bandes Essen mit einem Beschäfti- 
 gungsumfang von 80 % befristet bis  
	 zum	30.11.2021;

27.11.2020 W i chmann , Christoph, Gewährung des 
 zweiten Teiles einer Sabbatzeit vom 
	 10.01.2021	bis	13.03.2021;

27.11.2020 Fe l dmann , Matthias, zum Pfarr- 
 administrator der Propsteipfarrei St.  
 Pankratius in Oberhausen für den Zeit- 
	 raum	vom10.01.2021	bis	13.03.2021;

27.11.2020 Neumann , Paul, zusätzlich zu seiner  
 Ernennung für die Propsteipfarrei St. 
 Cyriakus in Bottrop für den Zeitraum  
 vom 10.01.2021 bis 13.03.2021 als  
 Pastor im besonderen Dienst für die 
  Propsteipfarrei farrei St. Pankratius in  
	 Oberhausen;

27.11.2020 Koopmann , Martin, zusätzlich zu sei- 
 nen bisherigen Aufgaben und mit sofor- 
 tiger Wirkung für die Dauer des Kran- 
 kenstandes des Pfarrers zum Pfarrad- 
 ministrator der Pfarrei St. Nikolaus in 
  Essen.

Es wurde freigestellt am:

02.11.2020 To l k sdo r f, Wilhelm, Dr. theol., für seine 
 Professur in Pastoraltheologie an der 
 KatHO NRW bis zum 31.01.2024.

Es	wurde	entpflichtet	am:

05.11.2020 Czap l e j ew i c z  OSM, P. Marek M., von  
 seinem Amt als vicarius paroecialis der 
 Propsteipfarrei St. Urbanus in Gelsenkir- 
 chen und der Beauftragung mit der 
 schwerpunktmäßigen Wahrnehmung 
 der Seelsorge in der Gemeinde St. Mariä 
 Himmelfahrt in Gelsenkirchen-Buer 
 zum 22.11.2020.

Todesfälle:

Am Sonntag, 22. November 2020, verstarb Wolf-
gang Böhmer.
Der Verstorbene, der in Essen gewohnt hat, wurde 
am 12.09.1939 in Bochum geboren und am 30. 
Januar 1969 in Bochum zum Priester geweiht.
Nach seiner Weihe war Wolfgang Böhmer zunächst 
als Kaplan in Bottrop in den Gemeinden Herz Jesu 
und in St. Barbara eingesetzt.

Ab dem 1. Februar 1973 beauftragte der Bischof von 
Essen ihn als Religionslehrer am Städt. alt- und neu-

sprachlichen und mathematisch-naturwissenschaft-
lichen	Gymnasium	Bottrop;	gleichzeitig	wurde	er	als	
Subsidiar der Gemeinden Herz Jesu und St. Barbara 
ernannt. 
Anfang der 1980er Jahre übernahm Wolfgang Böh-
mer die Studienbegleitung für die Laien-Theologen 
im Bistum Essen und Beratungsdienste in der Katho-
lischen Hochschulgemeinde in Bochum. Im Dezem-
ber 1985 ernannte der Bischof ihn zum Diözesan-
seelsorger mit dem Titel „Pfarrer“ für die Behin-
derten im Bistum Essen. In dieser Zeit absolvierte 
Wolfgang Böhmer darüber hinaus ein Studium der 
Psychologie an der Ruhr-Universität Bochum. In den 
1990er Jahren war Pfarrer Böhmer als Dozent für 
das Fach Pastoral-Psychologie am Priesterseminar 
in Essen-Werden bzw. in Bochum-Querenburg sowie 
im Seminar für Gemeindereferentinnen und -refe-
renten in Gelsenkirchen-Ückendorf beauftragt und 
als beratender und therapeutischer Mitarbeiter im 
Consilium St. Lukas tätig. Das Consilium St. Lukas 
war bis zum Jahr 2013 Pastoralpsychologische Bera-
tungsstelle für Seelsorgerinnen und Seelsorger im 
Bistum Essen, die Wolfgang Böhmer maßgeblich mit 
entwickelt und in der Folge geleitet hat. 

Neben seinen vielfältigen diözesanen Aufgaben war 
Wolfgang Böhmer immer auch unterstützend in 
Gemeindezusammenhängen als Priester und Seel-
sorger tätig. So war er als Subsidiar auch in den 
Gemeinden Hl. Familie in Essen-Margarethenhöhe, 
in Fronleichnam, Essen-Borbeck sowie in St. Maria 
Rosenkranz in Essen-Bergeborbeck beauftragt.
Mit der Schließung des Consilium St. Lukas zum 
31. März 2013 wurde Pfarrer Böhmer auf eigenen 
Wunsch in den Ruhestand versetzt. Von da an war er 
weiterhin seelsorglich in der Pfarrei St. Dionysius in 
Essen ansprechbar, solange es ihm seine Gesundheit 
ermöglichte. 
Über mehrere Jahrzehnte war Wolfgang Böhmer 
nicht nur als Seelsorger für die Menschen da, son-
dern stand auch als ausgebildeter und approbier-
ter Psychotherapeut Priestern, Diakonen, Ordens-
schwestern sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern im pastoralen und kirchlichen Dienst mit seiner 
Fachkompetenz engagiert zur Seite.
Seine letzte Ruhestätte fand er auf dem Friedhof 
Rosenhügel, Endstraße in Essen-Bergeborbeck, auf 
der Priestergruft.

Am Montag, 30.11.2020, verstarb Heinrich Kemp-
kens .
Der Verstorbene, der mit seiner Frau in Essen 
gewohnt hat, wurde am 9. Mai 1938 in Essen-Bor-
beck geboren und am 15. Mai 1976 in Essen zum 
Diakon geweiht. 
Diakon Kempkens hat in den 1950er Jahren eine 
Ausbildung zum Großhandelskaufmann bei der Firma 
Ottens in Essen absolviert. Nach seiner Ausbildung 
war er als kaufmännischer Angestellter bei der Firma 
Hohlmann, in der Karstadt-Hauptverwaltung, bei 
der Ferrostaal AG und bei der Wohnungs- und Sied-
lungs-GmbH Düsseldorf tätig. Im Jahr 1975 wech-
selte zum Sozialdienst katholischer Männer e.V. in 
Gelsenkirchen in den Dienst des Caritasverbandes.
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Die Ausbildung zum Ständigen Diakon absolvierte er 
in	den	1970er	Jahren;	somit	gehörte	er	zu	den	ers-
ten Diakonen im Ruhrbistum Essen. 
Nach seiner Weihe war Heinrich Kempkens als Dia-
kon mit Zivilberuf in der Pfarrei St. Dionysius in 
Essen-Borbeck eingesetzt. Dabei übernahm er u.a. 
liturgische Dienste und war zugleich mit einem dia-
konischen Schwerpunkt in der Altenseelsorge tätig. 
Im Jahr 1978 wechselte er als Diakon in den Haupt-
beruf und wurde für die Gemeinde St. Thomas Morus 
in Essen-Bergeborbeck-Vogelheim beauftragt. Von 
1997 bis zum Eintritt in den Ruhestand war er als 
Diakon in der Gemeinde St. Maria Rosenkranz in 
Essen-Bergeborbeck eingesetzt. 
Im Ruhestand übernahm er als Diakon im beson-
deren Dienst von 2002 bis 2013 diakonale Dienste 
in der Pfarrei St. Josef in Essen-Frintrop. Zusätzlich 
war er für die seelsorgliche Begleitung der Sinti und 
Roma im Bistum Essen verantwortlich.
Heinrich Kempkens stand mit seiner Berufsbiogra-
phie, seinem Berufungsweg und seinem Einsatz im 
pastoralen Dienst für eine diakonale, den Menschen 
zugewandte Seelsorge. Über mehr als vier Jahr-
zehnte hat er als Diakon auf diese Weise die Frohe 
Botschaft Jesu Christi verkündet.
Seine letzte Ruhestätte fand er auf der Priester-
gruft des katholischen Pfarrfriedhofs an der Hüls-
mannstraße in Essen.

Wir gedenken der Verstorbenen beim Hl. Opfer und 
im Gebet.

R. i. p.


